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Gesetzentwurf

der Landesregierung

Gesetz zur Änderung des Landesbeamtengesetzes 
und anderer Vorschriften

A .  Z i e l s e t z u n g

Das öffentliche Dienstrecht soll weiterentwickelt werden, um insbesondere den
personalwirtschaftlichen Erfordernissen der Zukunft sachgerecht entsprechen zu
können und für die Beamtinnen und Beamten die Vereinbarkeit von Familie, Pflege
und Beruf zu verbessern. 

B .  W e s e n t l i c h e r  I n h a l t

–  Die freiwillige Weiterarbeit über die allgemeine Regelaltersgrenze hinaus soll
bis zur Vollendung des 70. Lebensjahres ermöglicht werden.

–  Die besondere Altersgrenze für den Eintritt in den Ruhestand soll für die Be-
amtinnen und Beamten des Einsatzdienstes der Feuerwehr auf den Rechtsstand
vor der Dienstrechtsreform zurückgeführt werden.

–  Die Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf soll für Beamtinnen und Be-
amte durch die wirkungsgleiche Übertragung entsprechender Regelungen für
Tarifbeschäftigte weiter verbessert werden.

–  Das Laufbahnrecht soll bei Regelungen zu den Bildungsvoraussetzungen für
den mittleren Dienst sowie durch Anrechnung von Zeiten in Freiwilligendiens -
ten auf die Probezeit weiter flexibilisiert werden.

C .  A l t e r n a t i v e n

Keine. Die Beibehaltung des bisherigen Zustands ist nicht zufriedenstellend. 

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente

Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.
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D .  W e s e n t l i c h e  E r g e b n i s s e  d e s  N a c h h a l t i g k e i t s c h e c k s

Die in dem Gesetzentwurf vorgesehenen Neuregelungen werden sich positiv auf
die Zielbereiche Wohl und Zufriedenheit sowie Chancengerechtigkeit der Anlage 2
der Verwaltungsvorschrift der Landesregierung und der Ministerien zur Erarbei-
tung von Regelungen auswirken. Die neuen Freistellungsmöglichkeiten im Be-
reich der Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf betreffen Einzelfälle. Eine
belastbare Vorhersage der Inanspruchnahme kann daher nicht getroffen werden.
Etwaige Mehrkosten wären mit den vorhandenen Ressourcen zu decken. Die Kos -
ten, die kommunalen Dienstherrn durch die Absenkung der Sonderaltersgrenze
von Beamtinnen und Beamten des Einsatzdienstes der Feuerwehr für Versor-
gungszahlungen entstehen, können durch niedrigere Besoldungsaufwendungen
für jüngere Einsatzkräfte und den Wegfall von Zusatzurlaubsansprüchen ausge-
glichen werden. Da durch die Maßnahme das Personalwesen und damit eine rein
verwaltungsinterne Tätigkeit betroffen ist, scheidet eine Anwendbarkeit des Kon-
nexitätsprinzips nach Artikel 71 Absatz 3 der Landesverfassung ohnehin aus.
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Staatsministerium                                                        Stuttgart, 13. Oktober 2015
Baden-Württemberg

Ministerpräsident

An den
Präsidenten des Landtags
von Baden-Württemberg

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,

als Anlage übersende ich gemäß Artikel 59 Absatz 1 der Verfassung des Landes
Baden-Württemberg den von der Landesregierung beschlossenen Entwurf eines
Gesetzes zur Änderung des Landesbeamtengesetzes und anderer Vorschriften mit
Begründung und Vorblatt. Ich bitte, die Beschlussfassung des Landtags herbeizu-
führen. Federführend ist das Innenministerium zuständig.

Mit freundlichen Grüßen

Kretschmann
Ministerpräsident
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Der Landtag wolle beschließen, 

dem nachstehenden Gesetzentwurf seine Zustimmung
zu erteilen:

Gesetz zur Änderung des Landesbeam-
tengesetzes und anderer Vorschriften

Artikel 1

Änderung des Landesbeamtengesetzes

Das Landesbeamtengesetz (LBG) vom 9. November 2010
(GBl. S. 793, 794), das zuletzt durch Artikel ... des Ge -
setzes vom ... (GBl. S. ..., ...) geändert worden ist, wird
wie folgt geändert:

1. In § 3 Absatz 5 wird die Angabe „Nr. 2 und 3“ ge -
strichen.

2. § 15 wird wie folgt geändert:

     a)  Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

          „1.  für die Laufbahnen des mittleren Dienstes min-
destens der Hauptschul- oder ein mittlerer Bil-
dungsabschluss entsprechend den fach lichen
Anforderungen der jeweiligen Laufbahn;“.

     b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

          „(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2
reicht bei Erwerb der Laufbahnbefähigung nach 
§ 16 Absatz 1 Nummer 1 zur Begründung des Be-
amtenverhältnisses auf Widerruf oder des öffentlich-
rechtlichen Ausbildungsverhältnisses eine Hoch-
schulzugangsberechtigung nach § 58 Absatz 2 des
Landeshochschulgesetzes als Bildungsvorausset-
zung aus, wenn die Laufbahnprüfung zugleich ei-
nen Hochschulabschluss nach Absatz 1 Nummer 2
vermittelt.“

     c)  In Absatz 4 werden die Wörter „die Berufsausbil-
dung und“ gestrichen.

3. In § 16 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „Nr. 2“
durch die Wörter „Nummer 1 und 2“ ersetzt.

4. § 17 Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

     „1. die Erfüllung einer Dienstpflicht nach Artikel 12a
Absatz 1 oder 2 GG, freiwilliger Wehrdienst, ei-
ne Tätigkeit als Entwicklungshelferin oder Ent-
wicklungshelfer im Sinne des Entwicklungshel-
fer-Gesetzes, Bundesfreiwilligendienst nach dem
Bundesfreiwilligendienstgesetz oder Jugendfrei-
willigendienst nach dem Jugendfreiwilligendien-
stegesetz,“.
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5. In § 18 Absatz 3 Satz 1 werden das Wort „Richter“
durch das Wort „Richtern“ ersetzt und das Wort „all-
gemeinen“ gestrichen. 

6. In § 19 Absatz 3 Satz 2 werden nach dem Wort „ge-
nommen“ die Wörter „oder wurde Bundesfreiwilli-
gendienst nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz
oder Jugendfreiwilligendienst nach dem Jugendfrei-
willigendienstegesetz geleistet“ eingefügt.

7. In § 22 Absatz 5 wird die Angabe „Nummer 2“ ge-
strichen.

8. § 36 wird wie folgt geändert:

     a)  In Absatz 3 werden nach der Angabe „sind,“ das
Wort „sowie“ eingefügt und die Wörter „sowie
des Einsatzdienstes der Feuerwehr“ gestrichen.

     b)  Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a einge-
fügt:

          „(3a) Beamtinnen und Beamte auf Lebenszeit des
Einsatzdienstes der Feuerwehr erreichen abwei-
chend von Absatz 1 die Altersgrenze mit dem Ab-
lauf des Monats, in dem sie das 60. Lebensjahr
vollenden.“

9. § 39 wird wie folgt geändert: 

     a)  In Satz 1 werden vor den Wörtern „bis zu einem
Jahr“ das Wort „jeweils“ eingefügt und die An -
gabe „68.“ durch die Angabe „70.“ ersetzt. 

     b)  Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

          „Für die in § 36 Absatz 3 genannten Beamtinnen
und Beamten tritt das 65. Lebensjahr und für die
in § 36 Absatz 3a genannten Beamtinnen und Be-
amten das 63. Lebensjahr an die Stelle des 70. Le-
bensjahres.“

     c)  Der bisherige Satz 3 wird aufgehoben.

10. In § 42 Absatz 6 wird das Wort „Beamten“ durch das
Wort „Beamte“ ersetzt. 

11. In § 45 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „sie“ durch die
Wörter „die Verfügung über die Versetzung in den
Ruhestand und in den einstweiligen Ruhestand“ er-
setzt.

12. § 54 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

     „(3) Beamtinnen und Beamte des Polizeivollzugs-
dienstes, auch wenn sie in Planstellen des Landes-
amts für Verfassungsschutz eingewiesen sind, sind
auf besondere Anordnung verpflichtet, in einer Ge-
meinschaftsunterkunft zu wohnen und an einer Ge-
meinschaftsverpflegung teilzunehmen. Fälle, in de-
nen die Verpflichtungen nach Satz 1 aus persön -
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lichen, insbesondere familiären Gründen eine Härte
für diese Beamtinnen und Beamten bedeuten würde,
sind als Ausnahmen zu berücksichtigen. Die Unter-
kunft wird unentgeltlich gewährt.“

13. In § 58 werden in Nummer 2 der Punkt am Ende durch
das Wort „oder“ ersetzt und folgende Nummer 3 an-
gefügt:

     „3. im Zusammenhang mit dem Bezug von Leistun-
gen des Dienstherrn falsche oder pflichtwidrig
unvollständige Angaben machen.“ 

14. In § 69 Absatz 2 wird die Angabe „30 Prozent“ durch
die Wörter „einem Viertel“ ersetzt. 

15. In § 73 Absatz 1 Satz 2 werden das Wort „bleibt“
durch das Wort „bleiben“ und die Angabe „§ 76 Nr. 2“
durch die Wörter „§ 76 Nummer 2 sowie ein Urlaub
nach § 74 Absatz 4 Satz 2“ ersetzt. 

16. § 74 wird wie folgt gefasst:

                                              „§ 74

                                        Pflegezeiten

     (1) Beamtinnen und Beamte dürfen ohne Genehmi-
gung bis zu zehn Arbeitstage, davon neun Arbeits -
tage unter Belassung der Dienst- oder Anwärterbe -
züge, dem Dienst fernbleiben, wenn dies erforderlich
ist, um für pflegebedürftige nahe Angehörige in einer
akut aufgetretenen Pflegesituation eine bedarfsge-
rechte Pflege zu organisieren oder eine pflegerische
Versorgung in dieser Zeit sicherzustellen. Das Fern-
bleiben vom Dienst und dessen voraussichtliche
Dauer sind unverzüglich anzuzeigen. Die Vorausset-
zungen für das Fernbleiben sind auf Verlangen nach-
zuweisen.

     (2) Beamtinnen und Beamten, die

     1.  pflegebedürftige nahe Angehörige in häuslicher
Umgebung pflegen oder

     2.  minderjährige pflegebedürftige nahe Angehörige
in häuslicher oder außerhäuslicher Umgebung be-
treuen,

     ist auf Verlangen Urlaub ohne Dienst- oder Anwär-
terbezüge oder auf Antrag Teilzeitbeschäftigung mit
mindestens einem Viertel der regelmäßigen Arbeits-
zeit bis zur Dauer von sechs Monaten zu bewilligen;
der Wechsel zwischen Pflege nach Nummer 1 und
Betreuung nach Nummer 2 ist jederzeit möglich. Der
beantragten Verringerung und Verteilung der Ar-
beitszeit ist zu entsprechen, wenn dringende dienst -
liche Gründe nicht entgegenstehen.

     (3) Beamtinnen und Beamten mit Dienstbezügen ist
für Pflege oder Betreuung nach Absatz 2 Satz 1
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Nummer 1 und 2, auch im jederzeitigen Wechsel, auf
Antrag Teilzeitbeschäftigung mit mindestens der
Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit bis zur Dauer
von 24 Monaten zu bewilligen. Absatz 2 Satz 2 fin-
det Anwendung.

     (4) Beamtinnen und Beamten ist zur Begleitung na-
her Angehöriger, wenn diese an einer Erkrankung
leiden, die progredient verläuft und bereits ein weit
fortgeschrittenes Stadium erreicht hat, bei der eine
Heilung ausgeschlossen und eine palliativ-medizini-
sche Behandlung notwendig ist und die eine begrenz-
te Lebenserwartung von Wochen oder wenigen Mo-
naten erwarten lässt, auf Verlangen Urlaub ohne
Dienst- oder Anwärterbezüge oder auf Antrag Teil-
zeitbeschäftigung mit mindestens einem Viertel der
regelmäßigen Arbeitszeit bis zur Dauer von drei Mo-
naten zu bewilligen; Absatz 2 Satz 2 findet Anwen-
dung. Urlaub unter Belassung der Dienst- oder An-
wärterbezüge soll Beamtinnen und Beamten auf An-
trag zur Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege ih-
res Kindes bewilligt werden, das an einer Erkran-
kung nach Satz 1 leidet, wenn das Kind das zwölfte
Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder behindert
und auf Hilfe angewiesen ist; der Urlaub kann nur
von einem Elternteil beantragt werden.

     (5) Urlaub und Teilzeitbeschäftigung nach Absatz 2
bis 4 Satz 1 dürfen insgesamt die Dauer von 24 Mo-
naten je naher Angehöriger oder nahem Angehörigen
nicht überschreiten; auf Antrag ist ein Wechsel zwi-
schen Urlaub oder Teilzeitbeschäftigung nach Ab-
satz 2 und Teilzeitbeschäftigung nach Absatz 3 zu -
zulassen. Urlaub und Teilzeitbeschäftigung nach Ab-
satz 2 bis 4 Satz 1 unterbrechen einen Urlaub nach 
§ 72 oder eine Teilzeitbeschäftigung nach § 69. § 69
Absatz 9 Satz 6 findet Anwendung.

     (6) Die Absätze 1, 2, 4 und 5 gelten, soweit gesetz-
lich nichts anderes bestimmt ist, für Auszubildende
in öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnissen
ent sprechend.

     (7) Nahe Angehörige im Sinne dieser Vorschrift sind
die nahen Angehörigen nach § 7 Absatz 3 des Pflege-
zeitgesetzes.

     (8) Die Landesregierung regelt im Übrigen durch
Rechtsverordnung die der Eigenart des öffentlichen
Dienstes entsprechende Anwendung der Vorschriften
über die Freistellungen nach dem Pflegezeitgesetz
und dem Familienpflegezeitgesetz auf Beamtinnen
und Beamte; dabei kann die Gewährung von bei -
hilfegleichen Leistungen, von heilfürsorgegleichen
Leistungen und die Erstattung von Beiträgen zur
Krankenversicherung festgelegt werden.“

17. In § 81 Absatz 2 wird das Wort „Hinterbliebenen“
durch das Wort „Hinterbliebene“ ersetzt. 
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18. § 88 wird wie folgt geändert: 

     a)  In Absatz 3 werden die Wörter „Zugang zu“
durch die Wörter „Zugriff auf“ ersetzt. 

     b)  In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Geheimhal-
tung“ durch die Wörter „vertraulichen Behand-
lung“ ersetzt. 

Artikel 2

Änderung des Dienstrechtsreformgesetzes

Artikel 62 § 3 Absatz 1 des Dienstrechtsreformgesetzes
(DRG) vom 9. November 2010 (GBl. S. 793, 984) wird
wie folgt geändert:

1. Satz 1 wird wie folgt gefasst:

    „§ 39 des Landesbeamtengesetzes und § 45 Absatz 2
Satz 3 des Landeshochschulgesetzes sind mit der
Maßgabe anzuwenden, dass einem Antrag von Be -
amtinnen oder Beamten, die vor dem 1. Januar 1953
geboren sind, auf Hinausschiebung des Eintritts in den
Ruhestand bis zu dem Ablauf des Monats, in dem das
68. Lebensjahr vollendet wird, stattzugeben ist, soweit
dienstliche Interessen nicht entgegenstehen; für die in
§ 36 Absatz 3 des Landesbeamtengesetzes genannten
und vor dem 1. Januar 1958 geborenen Beamtinnen
und Beamten tritt an die Stelle des 68. Lebensjahres
das 63. Lebensjahr.“

2. Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

    „Satz 1 gilt nicht für die in § 36 Absatz 3a des Landes-
beamtengesetzes genannten Beamtinnen und Beam-
ten.“

Artikel 3

Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes 
Baden-Württemberg

Das Landesbeamtenversorgungsgesetz Baden-Württem-
berg (LBeamtVGBW) vom 9. November 2010 (GBl. 
S. 793, 911), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 21. Juli 2015 (GBl. S. 658, 660) sowie Artikel 4 und 7
des Gesetzes vom 21. Juli 2015 (GBl. S. 663, 665, 666)
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 23 Absatz 7 Satz 1 werden die Wörter „nach §§ 69
und 74 Abs. 2 Satz 2“ durch die Wörter „der Teilzeit-
beschäftigung nach §§ 69 und 74“ ersetzt.

2. In § 27 Absatz 2 Satz 4 Halbsatz 2 wird die Angabe
„Abs. 3“ durch die Wörter „Absatz 3 und 3a“ ersetzt.
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Artikel 4

Änderung des Landesdisziplinargesetzes

Das Landesdisziplinargesetz vom 14. Oktober 2008
(GBl. S. 343, 344), das durch Artikel 5 des Gesetzes vom
9. November 2010 (GBl. S. 793, 954) geändert worden
ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „dem Beam-
tenversorgungsgesetz“ durch die Wörter „beamtenver-
sorgungsrechtlichen Vorschriften“ ersetzt. 

2. In § 39 Absatz 3 Satz 2 werden nach dem Wort „er-
wiesen“ die Wörter „oder wird das Verfahren nach 
§ 37 Absatz 2 Satz 7 eingestellt“ eingefügt. 

Artikel 5

Änderung des Landesrichter- und -staatsanwaltsgesetzes

Das Landesrichter- und -staatsanwaltsgesetz in der Fas-
sung vom 22. Mai 2000 (GBl. S. 504), das zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 6. Oktober 2015 (GBl. S. 842)
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 7 Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „30 vom
Hundert“ durch die Wörter „einem Viertel“ ersetzt.

2. § 87 wird wie folgt gefasst:

                                             „§ 87

                 Dienstliche Beurteilungen, Fortbildungen 
                                    und Altersgrenze

    (1) Für die dienstliche Beurteilung sowie die Fortbil-
dung der Staatsanwälte gelten die §§ 5 und 8 a ent-
sprechend.

    (2) Für das Erreichen der Altersgrenze sowie die Hin-
ausschiebung des Eintritts in den Ruhestand wegen
Erreichens der Altersgrenze der Staatsanwälte gilt § 6
entsprechend.“

Artikel 6

Änderung der Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung

Die Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung vom 29. No-
vember 2005 (GBl. S. 716), die zuletzt durch Verord-
nung vom 28. Juli 2015 (GBl. S. 765) geändert worden
ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 17 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „Abs. 2“ ge-
strichen. 
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2. § 22 Absatz 7 wird wie folgt geändert:

    a)  Satz 1 wird wie folgt gefasst:

        „Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht für Beamtinnen
und Beamte, die nach einem Schichtplan eingesetzt
sind, der für den Regelfall Schichten von 24 Stun-
den Dauer vorsieht.“

    b)  In Satz 2 werden die Wörter „drei Arbeitstage“
durch die Wörter „einen Arbeitstag“ ersetzt.

3. § 24 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

    a)  In Nummer 2 wird die Angabe „LRiG“ durch die
Angabe „LRiStAG“ ersetzt.

    b)  In Nummer 4 wird die Angabe „LRiG oder“ durch
die Angabe „LRiStAG,“ ersetzt.

    c)  Nummer 5 wird das Wort „oder“ angefügt. 

    d)  Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 6 einge-
fügt:

        „6. eines Urlaubs ohne Bezüge nach § 74 LBG“.

4. § 29 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

    a)  In Satz 1 werden die Wörter „unter Belassung der
Bezüge“ gestrichen.

    b)  In Satz 2 werden das Wort „sieben“ durch das
Wort „zehn“ und die Angabe „18“ durch die An -
gabe „25“ ersetzt.

    c)  In Satz 3 werden die Angabe „14“ durch die An -
gabe „20“ und die Angabe „36“ durch die Angabe
„50“ ersetzt.

    d)  Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefügt:

        „Für neun Zehntel der in Satz 2 und 3 genannten
Tage wird der Sonderurlaub unter Belassung der
Bezüge bewilligt.“

5. § 48 wird wie folgt geändert:

    a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

                                             „§ 48

                        Fernbleiben vom Dienst, Urlaub 
                           und Teilzeitbeschäftigung“.

    b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

        aa) In Satz 1 werden die Wörter „Bei einer Beur-
laubung oder Teilzeitbeschäftigung zur Inan-
spruchnahme von Pflegezeit nach § 74 Abs. 2
LBG“ durch die Wörter „Bei Urlaub nach § 74
Absatz 2 LBG oder Teilzeitbeschäftigung nach
§ 74 Absatz 2 und 3 LBG“ ersetzt.

        bb) In Satz 3 wird die Angabe „Abs. 2“ durch die
Wörter „Absatz 2 und 3“ ersetzt.
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    c)  Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:

        „(3) Zur Inanspruchnahme von Urlaub oder Teil-
zeitbeschäftigung nach § 74 Absatz 4 LBG ist die
Erkrankung durch ärztliches Zeugnis nachzuwei-
sen.“

    d)  Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wie folgt
geändert:

        aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

        „Der Urlaub oder die Aufnahme einer Teilzeit-
beschäftigung nach § 74 Absatz 2 bis 4 LBG
sind spätestens zwei Wochen vor Beginn
schriftlich zu verlangen oder zu beantragen.“

        bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

        „Bei Vorliegen dringender Gründe ist aus-
nahmsweise eine angemessene kürzere Frist
möglich.“

        cc) Im neuen Satz 3 werden die Wörter „die Be -
urlaubung“ durch die Wörter „der Urlaub“ er-
setzt.

6. In § 48 a werden die Wörter „der Pflegezeit nach § 74
Abs. 2“ durch die Wörter „eines Urlaubs unter Weg-
fall der Bezüge nach § 74“ und das Wort „der“ durch
das Wort „den“ ersetzt.

7. § 48 b wird wie folgt gefasst:

                                            „§ 48b

          Änderung der Inanspruchnahme von Pflegezeiten

    (1) Der Urlaub oder die Teilzeitbeschäftigung nach 
§ 74 Absatz 2 LBG können bis längstens sechs Mona-
te, eine Teilzeitbeschäftigung nach § 74 Absatz 3 LBG
bis längstens 24 Monate, insgesamt jedoch nur bis zur
Höchstdauer von 24 Monaten, für jede pflegebedürf -
tige nahe Angehörige oder jeden pflegebedürftigen 
nahen Angehörigen in Anspruch genommen werden.
Für einen kürzeren Zeitraum in Anspruch genomme-
ner Urlaub oder in Anspruch genommene Teilzeit -
beschäftigung kann bis zur Höchstdauer verlängert
werden. Auf die Verlängerung besteht ein Anspruch,
wenn ein vorgesehener Wechsel in der pflegenden
Person aus einem wichtigen Grund nicht erfolgen
kann. 

    (2) Ist die Pflegebedürftigkeit entfallen oder ist die
häusliche Pflege, die häusliche oder außerhäusliche
Betreuung nach § 74 Absatz 2 und 3 LBG oder die
Begleitung nach § 74 Absatz 4 LBG unmöglich oder
unzumutbar geworden, endet der Urlaub oder die
Teilzeitbeschäftigung nach § 74 Absatz 2 bis 4 LBG
vier Wochen nach Eintritt der veränderten Umstände.
Die Bewilligungsbehörde ist über die veränderten
Umstände unverzüglich zu unterrichten. Die Rück-
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kehr aus dem Urlaub, der Übergang zur Vollzeitbe-
schäftigung oder eine Änderung des Umfangs der
Teilzeitbeschäftigung ist auf Antrag zuzulassen, wenn
der Beamtin oder dem Beamten die Fortsetzung des
Urlaubs oder der Teilzeitbeschäftigung nicht zugemu-
tet werden kann und dienstliche Belange nicht entge-
genstehen.“

8. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 7

Änderung der Beamtenrechts-
zuständigkeitsverordnung

§ 1 der Beamtenrechtszuständigkeitsverordnung vom 
8. Mai 1996 (GBl. S. 402), die zuletzt durch Artikel 3
des Gesetzes vom 25. November 2014 (GBl. S. 581, 582)
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.

2. In Nummer 1 wird nach dem Wort „Landesbesoldungs-
gesetzes“ das Wort „Baden-Württemberg“ eingefügt.

Artikel 8

Änderung der Verordnung des Kultusministeriums 
zur Übertragung von Zuständigkeiten nach dem 
Landesbeamtengesetz, nach dem Landesreise-

kostengesetz, der Landestrennungsgeldverordnung 
und dem Landesdisziplinargesetz 

im Kultusressort

In § 1 Absatz 4 Nummer 5 der Verordnung des Kultus-
ministeriums zur Übertragung von Zuständigkeiten nach
dem Landesbeamtengesetz, nach dem Landesreisekos -
tengesetz, der Landestrennungsgeldverordnung und dem
Landesdisziplinargesetz im Kultusressort vom 5. Juni
2014 (GBl. S. 329) wird nach der Angabe „2“ die An -
gabe „bis 4“ eingefügt.

Artikel 9

Übergangsvorschriften

§ 1

Beamtinnen und Beamte des Einsatzdienstes der Feuer-
wehr, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes mit dem
Erreichen der Altersgrenze nach § 36 Absatz 3 LBG in
Verbindung mit Artikel 62 § 3 Absatz 4 DRG in den 
Ruhestand getreten sind, erhalten von ihrem früheren
Dienstherrn von Amts wegen für die über den Ablauf
des Monats, in dem sie das 60. Lebensjahr vollendet hat-



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 7552

13

ten, hinaus zurückgelegte Dienstzeit nach Maßgaben der
folgenden Sätze einen nicht ruhegehaltfähigen Zuschlag
zu ihrer Besoldung. Der rückwirkend zu zahlende Zu-
schlag beträgt 10 Prozent der zuletzt gezahlten Summe
aus den Dienstbezügen nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 und 3
des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg, den
Amtszulagen sowie der Strukturzulage. Voraussetzung
für den Zuschlag ist, dass die Beamtin oder der Beamte
den Höchstruhegehaltssatz (§ 27 Absatz 1 LBeamtVGBW)
erreicht hat. Erreichte die Beamtin oder der Beamte den
Höchstruhegehaltssatz erst nach dem Monat, in dem das
60. Lebensjahr vollendet wurde, wird der Zuschlag ab
Beginn des folgenden Kalendermonats gezahlt. Der Zu-
schlag wird nicht gewährt, soweit während der Dienst-
zeit über die Vollendung des 60. Lebensjahres hinaus
aufgrund einer Teilzeitbeschäftigung mit ungleichmäßig
verteilter Arbeitszeit eine Freistellung erfolgte oder aus
dem früheren Beamtenverhältnis zugleich Versorgungs-
bezüge wegen Alters bezogen wurden.

§ 2

Für Anordnungen nach § 54 Absatz 3 LBG, welche die
Hochschule für Polizei Baden-Württemberg nach dem
31. Dezember 2013 gegenüber Beamtinnen und Beam-
ten des Polizeivollzugsdienstes in Ausbildung erlassen
hat, gilt § 54 Absatz 3 LBG in der Fassung des Artikels 1
Nummer 12 dieses Gesetzes. 

§ 3

Für die Hinausschiebung der Altersgrenze über die Voll-
endung des 68. Lebensjahres hinaus findet § 39 Satz 3
LBG in den ersten sechs Monaten nach dem Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes keine Anwendung; der Antrag soll
frühzeitig gestellt werden. § 45 Absatz 2 Satz 4 des Lan-
deshochschulgesetzes bleibt unberührt. Für die in § 36
Absatz 3 LBG genannten Beamtinnen und Beamten gilt
Satz 1 für die Hinausschiebung über die Vollendung des
63. Lebensjahres hinaus entsprechend.

Artikel 10

Inkrafttreten

Artikel 6 Nummer 2 dieses Gesetzes tritt am 1. Januar 2016
in Kraft. Im Übrigen tritt dieses Gesetz am Tag nach seiner
Verkündung in Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

1. Zielsetzung 

Das öffentliche Dienstrecht soll weiterentwickelt und modernisiert werden, um so
insbesondere den personalwirtschaftlichen Erfordernissen der Zukunft sachge-
recht entsprechen zu können. Hierzu sollen vor allem die Möglichkeit der freiwil-
ligen Weiterarbeit über die Altersgrenze hinaus bis zur Vollendung des 70. Le-
bensjahres ausgedehnt, für die Beamtinnen und Beamten des Einsatzdienstes der
Feuerwehr deren besondere Altersgrenze für den Eintritt in den Ruhestand kraft
Gesetzes auf die Vollendung des 60. Lebensjahres festgelegt und das Laufbahn-
recht weiter flexibilisiert werden. Des Weiteren sollen Regelungen für Tarifbe-
schäftigte zur besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf wirkungs-
gleich auf die Beamtinnen und Beamten übertragen werden. 

2. Wesentlicher Inhalt 

In den folgenden zentralen Punkten soll das öffentliche Dienstrecht zeitgemäß
weiterentwickelt und modernisiert werden:

2.1 Erweiterung der Möglichkeit der freiwilligen Weiterarbeit 

Im Rahmen der „Offensive für freiwillige Weiterarbeit“ wurde mit dem Dienst-
rechtsreformgesetz (DRG) ein Anspruch von Beamtinnen und Beamten auf Hin-
ausschiebung des Eintritts in den Ruhestand bis zur Vollendung des 68. Lebens-
jahres, von Beamtinnen und Beamten im Anwendungsbereich des § 36 Absatz 3
des Landesbeamtengesetzes (LBG) bis zur Vollendung des 63. Lebensjahres ge-
schaffen, soweit dienstliche Interessen nicht entgegenstehen (vgl. § 39 LBG in
Verbindung mit der Übergangsvorschrift in Artikel 62 § 3 Absatz 1 DRG in der
bisher geltenden Fassung). In Fortführung der durch das Dienstrechtsreformge-
setz angelegten Möglichkeiten soll Beamtinnen und Beamten die Hinausschie-
bung des Eintritts in den Ruhestand nunmehr grundsätzlich bis zur Vollendung
des 70. Lebensjahres ermöglicht werden, wenn die Hinausschiebung im dienst -
lichen Interesse liegt. Für Beamtinnen und Beamte des Polizeivollzugsdienstes so-
wie des Vollzugsdienstes und des Werkdienstes im Justizvollzug soll an die Stelle
der Vollendung des 70. Lebensjahres die Vollendung des 65. Lebensjahres treten
und für Beamtinnen und Beamte des Einsatzdienstes der Feuerwehr die Vollen-
dung des 63. Lebensjahres (vgl. Nummer 2.2).

Die Hinausschiebung soll dabei jeweils bis zu einem Jahr beantragt werden kön-
nen und soll künftig stets im dienstlichen Interesse liegen müssen. Hierdurch soll
im Hinblick auf den demografischen Wandel sichergestellt werden, dass das zur
Aufgabenerledigung erforderliche Personal auch künftig zur Verfügung gestellt
werden kann, unter dem Vorbehalt des Vorliegens eines dienstlichen Interesses an
der Hinausschiebung. Die Übergangsregelung in Artikel 62 § 3 Absatz 1 DRG,
welche bis zum Ablauf des Jahres 2028 erleichterte Voraussetzungen für die frei-
willige Weiterarbeit vorsieht, soll entsprechend angepasst werden und nur noch
für zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes ruhestandsnahe Jahrgänge An-
wendung finden. 

Für Richterinnen und Richter soll es mit Blick auf deren verfassungsrechtlich ga-
rantierte richterliche Unabhängigkeit dabei bleiben, dass der Eintritt in den Ruhe-
stand wegen Erreichens der Altersgrenze auf Antrag bis zum Ablauf des Monats,
in dem die Richterin oder der Richter das 68. Lebensjahr vollendet, hinausgescho-
ben wird. Über § 87 des Landesrichter- und -staatsanwaltsgesetzes (LRiStAG) gilt
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dies auch für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte. Auch bei Beamtinnen und Be-
amten, die Richterinnen und Richtern gleichgestellt sind, soll es dabei bleiben,
dass der Eintritt in den Ruhestand wegen Erreichens der Altersgrenze auf Antrag
bis zum Ablauf des Monats, in dem diese das 68. Lebensjahr vollenden, hinausge-
schoben wird.

2.2 Rückführung der Sonderaltersgrenze für Beamtinnen und Beamte im Einsatz-
dienst der Feuerwehr auf Vollendung des 60. Lebensjahres

Für die Beamtinnen und Beamten in bestimmten Vollzugsdiensten, darunter des
Einsatzdienstes der Feuerwehr, wurde mit dem Dienstrechtsreformgesetz die Al-
tersgrenze für den Eintritt in den Ruhestand auf den Ablauf des Monats festgelegt,
in dem diese Beamtinnen und Beamten das 62. Lebensjahr vollenden. Die Erfül-
lung der versorgungsrechtlichen Wartezeit vorausgesetzt, treten sie sodann kraft
Gesetzes in den Ruhestand (§§ 25, 32 des Beamtenstatusgesetzes – BeamtStG – in
Verbindung mit § 36 Absatz 3 LBG und § 18 des Landesbeamtenversorgungsge-
setzes Baden-Württemberg – LBeamtVGBW). Bis zum Inkrafttreten der Dienst-
rechtsreform lag die Altersgrenze bei der Vollendung des 60. Lebensjahres.

Aufgrund der Übergangsregelung in Artikel 62 § 3 Absatz 4 DRG wird seit dem
1. Januar 2011 die Altersgrenze bis zum Jahr 2029 stufenweise von 60 auf 62 Jah-
re angehoben. Beispielsweise im Jahr 2015 treten daher Beamtinnen und Beamte
des Geburtsjahrganges 1955 in den Ruhestand, die vier Monate über die Vollen-
dung ihres 60. Lebensjahres hinaus Dienst geleistet haben müssen. 

Verfassungsrechtlich, insbesondere unter Beachtung der hergebrachten Grund -
sätze des Berufsbeamtentums, ist die Festlegung der Altersgrenze für den Eintritt
in den Ruhestand auf ein bestimmtes Lebensalter nicht geboten. Die Altersgrenze
ist ihrem Wesen nach grundsätzlich die generalisierende Vermutung für das Feh-
len des für die Dienstverrichtung erforderlichen Leistungsvermögens. Die Alters-
grenze trägt der Erfahrung Rechnung, dass bei Erreichen eines bestimmten Le-
bensalters Leistungskraft und Leistungsfähigkeit im Allgemeinen nachlassen und
dem gesundheitlichen Anforderungsprofil des Dienstes nicht mehr genügt werden
kann, wobei nicht für alle Dienstbereiche von demselben Anforderungsprofil aus-
gegangen werden muss. Der Gesetzgeber besitzt bei der Festlegung der Alters-
grenze unter Rücksichtnahme insbesondere auch auf die geschuldete Fürsorge
Gestaltungsfreiheit.

Im Rahmen des Dienstrechtsreformgesetzes hat der Gesetzgeber von dem ihm zu-
stehenden Gestaltungsspielraum dergestalt Gebrauch gemacht, dass er die Alters-
grenzen für den Eintritt in den Ruhestand für alle Beamtinnen und Beamten gene-
rell um zwei Jahre angehoben hat. Das Beamtenrecht folgte insoweit wirkungs-
gleich der vorangegangenen Anhebung des Renteneintrittsalters in der gesetz -
lichen Rentenversicherung um zwei Jahre. Bei der seinerzeitigen Entscheidung
hat der Gesetzgeber die ihm zustehende Einschätzungsprärogative in der Weise
genutzt, dass er der Gleichbehandlung aller Beamtengruppen einen Vorrang ein-
geräumt hat. Er hat sich deshalb dafür entschieden, auch die Anhebung der beson-
deren Altersgrenzen für die Vollzugsdienste um zwei Jahre, in demselben Zeit-
raum über 18 Jahre hinweg und mit denselben nach Monaten bemessenen Stufen
vorzunehmen.

Die retrospektive Überprüfung der durch das Dienstrechtsreformgesetz erfolgten
Festlegung der besonderen Altersgrenzen für die Vollzugsdienste hat ergeben,
dass unter stärkerer Berücksichtigung der besonderen Anforderungen durch Ein-
satz- und Sonderbelastungen die Altersgrenze für den Eintritt in den Ruhestand
der Beamtinnen und Beamten des Einsatzdienstes der Feuerwehr neu geregelt
werden soll. Es soll wegen der nachstehend dargelegten Ausnahmesituationen der
Rechtszustand in dem Regelungsumfang wieder hergestellt werden, der bis zum
Inkrafttreten des Dienstrechtsreformgesetzes für diese Beamtinnen und Beamten
gegolten hat. Dies entspricht auch den vergleichbaren Altersgrenzen in den meis -
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ten Bundesländern für die Feuerwehr generell oder für die meisten Feuerwehrleu-
te im langjährigen Einsatzdienst beziehungsweise in der Laufbahn des mittleren
feuerwehrtechnischen Dienstes.

Besondere Belastungssituationen für Beamtinnen und Beamten des Einsatzdiens -
tes der Feuerwehr ergeben sich daraus, dass sie jederzeit zur Hilfeleistung und
zum Schutz vor drohenden Gefahren für Einzelne und das Gemeinwesen sowie
zur Rettung von Menschen aus lebensbedrohlichen Lagen einsatzbereit sein müs-
sen. Im Einsatzdienst der Feuerwehr kommt es daher mehr als in anderen Dienst-
bereichen auf eine ausgesprochen gute körperliche und psychische Verfassung
der Beamtinnen und Beamten an, die ohne nennenswerte Einschränkungen bis
zum Erreichen der Altersgrenze gegeben sein muss. Bei Beamtinnen und Beam-
ten des Einsatzdienstes der Feuerwehr werden daher besondere gesundheitliche
Anforderungen an deren Dienstfähigkeit gestellt (vgl. § 43 Absatz 2).

Bei den Beamtinnen und Beamten des Einsatzdienstes der Feuerwehr können im
Einsatz vor Ort extreme Belastungen auftreten oder zusammenwirken. Diese er-
geben sich im Wesentlichen aus der ständigen Alarmbereitschaft in dem Bewusst-
sein, zu jeder Tages- und Nachtzeit sowie bei jedem Wetter ohne Zögern sofort
voll einsatzbereit sein zu müssen, dem (Wechsel-)Schichtdienst rund um die Uhr,
ohne Unterbrechungen an Wochenenden oder an Feiertagen, zum Teil in 24-Stun-
den-Schichten, den Einsätzen unter höchstem Zeitdruck und in extremen Stress -
situationen, die sich je nach Einsatzlage über längere Zeit erstrecken können, den
hohen körperlichen Anforderungen, insbesondere unter Atemschutz und in Voll-
schutzkleidung, den gesundheitlichen Belastungen und Gesundheitsgefährdungen
durch Hitze, Rauch und andere Schadstoffe, zum Teil während des Einsatzes
noch unbekannter Art, der Konfrontation mit schwerstverletzten Brand- und Un-
fallopfern und dem Tod, den Risiken für das eigene Leben und das Leben der an-
deren Einsatzkräfte, dem hohen Maß an Verantwortung für Leben, Unversehrtheit
und existenzielle Sachwerte der Bevölkerung.

Die berufliche Qualifizierung, Übungen und Vorbereitung auf viele denkbare Ein-
satzlagen befähigen die Beamtinnen und Beamten des Einsatzdienstes der Feuer-
wehr zwar generell, mit solchen Belastungen umzugehen. Dabei darf jedoch nicht
außer Acht gelassen werden, dass sie bis zum Eintritt in den Ruhestand diesen
Beanspruchungen permanent ausgesetzt sind, ohne dass dabei auf das altersbe-
dingt abnehmende Leistungsvermögen nennenswert Rücksicht genommen wer-
den könnte. Auch für die Beamtinnen und Beamten des Einsatzdienstes der Feu-
erwehr wird es gleichwohl mit zunehmendem Alter immer schwerer, den Erwar-
tungen zu entsprechen. Nicht voll einsatzfähige Feuerwehrleute können dabei zu
einem unwägbaren Risiko im Einsatz sowohl für die zu rettenden Menschen, Tie-
re und Güter als auch für die anderen Einsatz- oder Hilfskräfte werden. Dies gilt
insbesondere bei nicht selten auftretenden Spitzenbelastungen. Hinzu kommt,
dass die Nachwirkungen schwieriger Einsätze trotz in einem langen Berufsleben
erworbener persönlicher Erfahrungen im Umgang mit belastenden Situationen zu-
nehmend schlechter verarbeitet werden können.

Langjährige Beobachtungen und Erkenntnisse aus der Praxis zeigen, dass vielfach
bereits ab dem 50. Lebensjahr die Einsatztauglichkeit herabgesetzt sein kann. Die
besonderen Belastungen sind arbeitsmedizinisch anerkannt. Schon das Lebensal-
ter bildet oftmals ein Hemmnis, die arbeitsmedizinischen Voraussetzungen für
den Einsatz unter Atemschutz zu erfüllen. Darauf weist der Umstand hin, dass die
entsprechende arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchung (sogenannte G261) ab
dem 50. Lebensjahr nicht mehr im dreijährigen Rhythmus, sondern jährlich absol-

_____________________________________

1  Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) vom 18. Dezember 2008 (BGBl. I
S. 2768), zuletzt geändert durch Verordnung vom 23. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3882): Der Un-
tersuchungsumfang und die Beurteilung richten sich nach der Art der Atemschutzgeräte und
der Belastung beim Einsatz. Untersuchungskriterien sind Leistungsfähigkeit bzw. Belastbarkeit
von Herz, Kreislauf und Atmung, Nervensystem, Psyche, Einnahme von Medikamenten, Aus-
schluss von Suchterkrankungen, Seh- und Hörvermögen, Blutwerte, Röntgen etc.
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viert werden muss. Die nicht bestandene G26-Vorsorgeuntersuchung war häufig
für die vollständige Feuerwehrdienstunfähigkeit ursächlich, soweit eine dauerhaf-
te Atemschutzuntauglichkeit diagnostiziert werden musste. Abgesehen von der im
Feuerwehrdienst erhöhten jederzeitigen Unfallgefahr und Unfallhäufigkeit mit
dauerhaften Schädigungsfolgen führen bei Feuerwehrleuten typischerweise kör-
perliche Erkrankungen (Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Muskel-Skelett-Erkran-
kungen und allgemeine innere Erkrankungen) oft zu Dienstunfähigkeit, wohinge-
gen die psychischen Erkrankungen weniger bedeutsam hervortreten.

Grundsätzlich anzuerkennen ist auch das begründete persönliche Interesse der Be-
amtinnen und Beamten im Einsatzdienst der Feuerwehr, trotz aller gesundheit lichen
Belastungen bis zum Erreichen der Altersgrenze im Einsatzdienst verbleiben zu
können. Die Ausgliederung aus dem Einsatzdienst vor dem Ende der Dienstzeit,
vorausgesetzt entsprechende Anschlussverwendungen stünden überhaupt zur Ver-
fügung, hätte nicht nur einen spürbaren Einkommensverlust zur Folge (Wegfall der
Feuerwehrzulage und Erschwerniszulagen, gegebenenfalls auch Wegfall der freien
Heilfürsorge), auch die gesetzliche Altersgrenze würde erst später, nämlich mit der
Vollendung des 67. Lebensjahres erreicht. Ein Wechsel ist für die Feuerwehrleute
zum Ende ihres Berufslebens hin im Hinblick auf die Ausrichtung ihrer Lebenspla-
nung nicht zumutbar, zumal sich von den in Betracht kommenden Beamtinnen und
Beamten rund 86 Prozent im mittleren Dienst (gehobener Dienst 12 Prozent, höhe-
rer Dienst 2 Prozent) befinden und daraus in den Ruhestand treten. Sie haben in der
Regel eine verhältnismäßig lange Lebensarbeitszeit zurückgelegt und erreichen al-
lein ein dem mittleren Dienst entsprechendes Versorgungsniveau. Dabei haben sie
finanzielle Abstriche hinzunehmen, weil Feuerwehr- und Erschwerniszulagen, die
sich nicht im Ruhegehalt niederschlagen, vollständig entfallen sowie die gegebe-
nenfalls bestehende freie Heilfürsorge im Ruhestand durch einen Beihilfeanspruch
ersetzt wird, der durch eine privat finanzierte anteilige Krankenversicherung zu er-
gänzen ist. Weitere Abstriche würden deshalb außer Verhältnis zu der Lebensleis -
tung dieser Beamtinnen und Beamten für das Gemeinwesen stehen.

Auch die Möglichkeiten „rückwärtiger“ Verwendungen oder Versetzungen in den
Innendienst (Lage- und Dokumentationsdienst, Aus- und Fortbildung u. ä.) sind
im Feuerwehrdienst selbst oder in anderen technisch oder handwerklich aus -
gerichteten Verwaltungsdiensten im Allgemeinen sehr eingeschränkt vorhanden
oder scheiden aufgrund der für die Berufsausübung in der Feuerwehr geforderten
speziellen technischen, handwerklichen oder naturwissenschaftlichen Befähigung
der Beamtinnen und Beamten des Einsatzdienstes der Feuerwehr weitgehend aus.
Im allgemeinen Verwaltungsdienst sind sie schon aufgrund ihrer Vor- und Aus-
bildung selten vollwertig entsprechend den jeweiligen Laufbahnanforderungen
einsetzbar. Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass das Verwendungsspektrum bei
den wenigen in Frage kommenden Städten mit Berufsfeuerwehrkräften aufgrund
der Größe der Verwaltungen und den Vorgaben, am besten geeignetes Personal
zur Aufgabenerfüllung einzusetzen, begrenzt ist. Prinzipiell geeignete Dienst -
posten werden häufig für Feuerwehrleute vorgehalten oder sind bereits mit ihnen
besetzt, die aus verschiedenen Gründen vorübergehend nicht an Einsätzen vor Ort
teilnehmen können, zum Beispiel bis zur Wiederherstellung vorübergehend feh-
lender Atemschutztauglichkeit oder nach Unfällen und Erkrankungen.

Dies alles betrachtend ist die regelmäßige Zurruhesetzung mit Vollendung des 
60. Lebensjahres für die Beamtinnen und Beamten des Einsatzdienstes der Feuer-
wehr eine dem spezifischen Berufsbild entsprechende angemessene Altersgrenze,
die durch folgende Regelungen berücksichtigt werden soll:

–  Die Beamtinnen und Beamten des Einsatzdienstes der Feuerwehr sollen mit
dem Ablauf des Monats kraft Gesetzes in den Ruhestand treten, in dem sie das
60. Lebensjahr vollenden. Dies soll in einem weiteren Absatz von § 36 spezial-
gesetzlich geregelt werden; die Bestimmung orientiert sich im Regelungsum-
fang an §§ 146, 150 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes in der bis zum 
31. Dezember 2010 geltenden Fassung.
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    Von der Neufestlegung der besonderen Altersgrenze sollen wie bisher nur die
Beamtinnen und Beamten erfasst werden, die im Einsatzdienst der Feuerwehr
stehen. Welcher Dienst als Einsatzdienst gilt, ist im Wege der Auslegung auf-
grund der örtlichen Gegebenheiten zu ermitteln. Diese Beamtinnen und Beamte
erhalten für den Einsatzdienst auch eine besondere Stellenzulage (Feuerwehrzula-
ge nach § 49 des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg – LBesGBW),
die insbesondere den mit dem Nachtdienst verbundenen Aufwand abgilt. Wie
auch schon vor der Dienstrechtsreform sollen damit die technischen Beamtin-
nen und Beamten der Landesfeuerwehrschule sowie die sonstigen Beamtinnen
und Beamten des feuerwehrtechnischen Dienstes, die außerhalb des Einsatz-
dienstes tätig sind, nicht einbezogen sein. Für sie bestehen nicht die besonderen
Einsatz- und Sonderbelastungen, die einen früheren Eintritt in den Ruhestand
als Ausnahme von der Regelaltersgrenze begründen könnten.

–  Es soll Beamtinnen und Beamten des Einsatzdienstes der Feuerwehr ermöglicht
werden, jeweils bis zu einem Jahr, längstens bis zum Ablauf des Monats, in dem
sie das 63. Lebensjahr vollenden, freiwillig im Dienst zu bleiben, wenn die Hin-
ausschiebung der Altersgrenze für den Eintritt in den Ruhestand im dienstlichen
Interesse liegt, zum Beispiel zur Behebung eines Nachwuchskräftemangels. Die
Verlängerungsmöglichkeit soll demnach derjenigen entsprechen, die nach die-
sem Gesetzentwurf grundsätzlich, abgesehen von Übergangsfällen, auch für
Beamtinnen und Beamte in anderen Bereichen gelten soll (vgl. Nummer 2.1).
Auch diese sollen die Möglichkeit haben, längstens drei Jahre über die Alters-
grenze hinaus freiwillig weiterarbeiten zu können. Lediglich hinsichtlich des
Lebensalters, bis zu dem die freiwillige Weiterarbeit erfolgen soll, werden die
Beamtinnen und Beamten des Einsatzdienstes der Feuerwehr anders gestellt als
etwa Beamtinnen und Beamte in anderen Vollzugsdiensten. Dies ist jedoch
durch die beschriebene besondere Belastungssituation im Einsatzdienst und der
daraus folgenden niedrigeren Pensionsaltersgrenze sachlich begründet und
auch unter Gleichbehandlungsgesichtspunkten gerechtfertigt.

–  Müssen Beamtinnen und Beamte des Einsatzdienstes der Feuerwehr vor Er -
reichen des 60. Lebensjahres wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand ver-
setzt werden, wird der Versorgungsabschlag von 3,6 Prozent des Ruhegehalts
pro Jahr der Ruhestandsversetzung vor Erreichen der besonderen Altersgrenze
auf höchstens 10,8 Prozent des Ruhegehalts begrenzt (§ 27 Absatz 2 Satz 2
LBeamtVGBW) und zudem lediglich bis zum Erreichen des 60. Lebensjahres
(§ 27 Absatz 2 Satz 4 Halbsatz 2 LBeamtVGBW) berechnet. Zugleich wird die
Zeit zwischen der tatsächlichen Versetzung in den Ruhestand und dem 60. Le-
bensjahr zu zwei Dritteln als sogenannte Zurechnungszeit versorgungswirksam
berücksichtigt (§ 26 LBeamtVGBW). Diese Schutzregelungen, die ein amtsan-
gemessenes Ruhegehalt sicherstellen, sollen unverändert gelten. Insbesondere
soll das Alter, bis zu dem der Versorgungsabschlag höchstens berechnet wird,
weiterhin mit der besonderen Altersgrenze für den Eintritt in den Ruhestand bei
Vollendung des 60. Lebensjahres zusammenfallen, wie dies auch bis zum In-
krafttreten des Dienstrechtsreformgesetzes der Fall war.

–  Der Anspruch auf Zusatzurlaub für die Beamtinnen und Beamten des Einsatz-
dienstes der Feuerwehr soll auf den Regelungsumfang, wie er vor dem Inkraft-
treten des Dienstrechtsreformgesetzes bestand, zurückgeführt werden, wodurch
sich der Anspruch in jeder Form des Schichtdienstes um jeweils zwei Arbeits-
tage verringert.

–  Frühere Beamtinnen und Beamte aus dem Einsatzdienst der Feuerwehr, die seit
dem Inkrafttreten des Dienstrechtsreformgesetzes mit Erreichen der Alters-
grenze nach der Vollendung des 60. Lebensjahres in den Ruhestand getreten
sind, soll die tatsächlich erbrachte längere Lebensarbeitszeit entsprechend den
Regelungen für die freiwillige Hinausschiebung des Eintritts in den Ruhestand
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vergütet werden, soweit sie sich nicht in einem höheren Ruhegehalt niederge-
schlagen hat. In den Jahren 2012 und 2013 sind nach Angaben der betroffenen
Städte 45 Beamtinnen und Beamte mit Erreichen der um einen Monat (28 Be-
amtinnen und Beamte) oder um zwei (17 Beamtinnen und Beamte) Monate er-
höhten Altersgrenze in den Ruhestand getreten; hinzu rechnen noch die Beam-
tinnen und Beamten, die im Jahr 2014 mit der um drei Monate erhöhten Alters-
grenze bzw. im Jahr 2015 mit der um vier Monate erhöhten Altersgrenze in den
Ruhestand getreten sind bzw. noch treten werden. Sie wären daher im Nachhin-
ein anders behandelt als Beamtinnen und Beamte, die vor dem Inkrafttreten des
Dienstrechtsreformgesetzes in den Ruhestand getreten sind, oder Beamtinnen
und Beamte, die nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in den Ruhestand tre-
ten werden. Es besteht zwar keine rechtliche, insbesondere verfassungsrecht -
liche Verpflichtung, diesen Zurruhesetzungsjahrgängen einen Ausgleich zuzu-
billigen. Es ist aber auch nicht unangemessen, diesen Beamtinnen und Beamten
die längere Lebensarbeitszeit der wenigen vergangenen Jahre, in der die Anhe-
bung der Altersgrenze wirkt, zumindest finanziell so auszugleichen, als hätten
sie diese freiwillig erbracht. Für Beamtinnen und Beamte, die über die Alters-
grenze hinaus auf Antrag weiterarbeiten, wird besoldungsrechtlich ein nicht ru-
hegehaltfähiger Zuschlag nach § 73 LBesGBW gewährt, der zehn Prozent der
Dienstbezüge beträgt. Voraussetzung für die Zahlung des Zuschlags ist, dass
die Beamtin oder der Beamte den Höchstruhegehaltssatz nach § 27 Absatz 1
LBeamtVGBW erreicht hat, das heißt, dass sich die längere Lebensarbeitszeit
demnach nicht ohnehin schon in einem höheren Ruhegehalt niederschlägt. Un-
ter den gleichen Voraussetzungen soll der entsprechende Ausgleich für die in
der Vergangenheit betroffenen Beamtinnen und Beamten des Einsatzdienstes
der Feuerwehr erfolgen.

2.3 Weitere Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf soll weiter verbessert werden. Hierfür
soll das am 1. Januar 2015 in Kraft getretene Gesetz zur besseren Vereinbarkeit
von Familie, Pflege und Beruf vom 23. Dezember 2014 (BGBl. I S. 2462) mit
Neuregelungen des Pflegezeitgesetzes (PflegeZG) und Familienpflegezeitge -
setzes (FPfZG) wirkungsgleich und systemkonform in das Dienstrecht übertra-
gen werden. Nachdem im Rahmen der Dienstrechtsreform bereits das Pflegezeit -
gesetz für Beamtinnen und Beamte umgesetzt worden war, soll nun folgerichtig
eine zeitnahe und wirkungsgleiche Übertragung der Neuregelungen den hohen
Stellenwert der Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf für das Land unter-
streichen.

Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels soll die Attraktivität der öf-
fentlichen Verwaltung für Bewerberinnen und Bewerber, die möglicherweise in
späteren Jahren durch Familienpflichten zusätzlich belastet werden, erhalten blei-
ben. Die Rahmenbedingungen für pflegende Angehörige sollen in Anbetracht des
zu erwartenden Anstiegs der Anzahl pflegebedürftiger Menschen, der im Bereich
der Beamtenschaft nicht anders als in der Gesamtbevölkerung verlaufen wird,
weiter verbessert und somit der Vorrang der häuslichen Pflege gestärkt werden.
Beamtinnen und Beamte sollen bei der Pflege und Betreuung von nahen An-
gehörigen grundsätzlich so gestellt werden, wie dies für alle Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer, also auch die Tarifbeschäftigten des Landes und der Kommu-
nen, durch das Pflegezeitgesetz und das Familienpflegezeitgesetz bereits gesche-
hen ist. In diesem Zusammenhang soll vorgesehen werden, für Beamtinnen und
Beamte anstelle einer Darlehensgewährung eine finanzielle Förderung von Pfle-
gezeiten in Form von Gehaltsvorschüssen zu ermöglichen. Das Ministerium für
Finanzen und Wirtschaft wird dazu eine Rechtsverordnung erarbeiten. 

Außerdem soll für die Möglichkeit von unterhälftiger Teilzeitbeschäftigung eine
einheitliche Quote von einem Viertel der regelmäßigen Arbeitszeit vorgesehen
werden. Dies soll unter anderem dazu führen, dass außerhalb von Elternzeit aus
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familiären Gründen beurlaubte Beamtinnen und Beamte, wenn dienstliche Be -
lange nicht entgegenstehen, oder durch Pflege beanspruchte Beamtinnen und Be-
amte ebenfalls mit einem Viertel anstelle von 30 Prozent der Arbeitszeit von
Vollbeschäftigten arbeiten können. Dies soll zugleich der Verwaltungsverein -
fachung und der Erleichterung der Personalwirtschaft dienen, weil einheitliche
Quoten zugrunde gelegt werden können. 

2.4 Weitere Flexibilisierung des Laufbahnrechts

Die Bildungsvoraussetzungen für den mittleren Dienst sollen als Ergebnis einer
retrospektiven Gesetzesfolgenbetrachtung harmonisiert und die Regelung verein-
facht werden. Außerdem sollen Erfahrungszeiten im Bundesfreiwilligendienst
oder in Jugendfreiwilligendiensten (Freiwilliges Ökologisches oder Freiwilliges
Soziales Jahr) auf die laufbahnrechtliche Probezeit angerechnet werden können.

2.5 Ergänzung disziplinarrechtlicher Regelungen 

Die Ergebnisse der Evaluation des Disziplinarrechts sollen umgesetzt werden.
Hierfür soll zum einen – insbesondere auf Anregung des Rechnungshofs Baden-
Württemberg – eine Erweiterung der Tatbestände von Dienstvergehen von Ruhe-
standsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten im Landesbeamtengesetz erfolgen, um
so beispielsweise einen vorsätzlichen Beihilfebetrug einer Ruhestandsbeamtin
oder eines Ruhestandsbeamten disziplinarrechtlich verfolgen zu können. Zum an-
deren soll im Landesdisziplinargesetz (LDG) eine Klarstellung zur Kostentragung
bei einer Einstellung des Disziplinarverfahrens gegen Auflagen erfolgen. 

2.6 Verwaltungsvereinfachung und redaktioneller Änderungsbedarf 

Für den Polizeivollzugsdienst soll hinsichtlich der Anordnung zum Wohnen in einer
Gemeinschaftsunterkunft und zur Teilnahme an einer Gemeinschaftsverpflegung
mit Blick auf die durch die Polizeistrukturreform zum 1. Januar 2014 eingetretenen
Aufbauveränderungen eine Verwaltungsvereinfachung vorgesehen werden.

Schließlich soll stellenweise in Gesetzen oder Rechtsverordnungen festgestellter
redaktioneller Änderungsbedarf vollzogen werden. 

3. Alternativen

Beibehaltung des bisherigen rechtlichen Zustands. Insbesondere die Vorteile durch
die Inanspruchnahme des angebotenen Erfahrungs- und Sachverstands durch frei-
williges Verbleiben im Dienst und die erhöhte Attraktivität für Bewerberinnen und
Bewerber durch verbesserte Möglichkeiten der Vereinbarkeit von Familie, Pflege
und Beruf blieben ungenutzt. Hinsichtlich der stufenweisen Anhebung der Alters-
grenze von Beamtinnen und Beamten des Einsatzdienstes der Feuerwehr auf die
Vollendung des 62. Lebensjahres bis zum Jahr 2029 müssten die außergewöhn -
lichen körperlichen und psychischen Belastungen dieser Feuerwehrkräfte, die an
allen Tagen des Jahres rund um die Uhr zum Einsatz herangezogen werden, mit
entsprechenden Belastungen der Einsatzsituation der Feuerwehren hingenommen
werden.

4. Nachhaltigkeitscheck

Die Veränderung der besonderen Altersgrenze für den Eintritt in den Ruhestand
kraft Gesetzes für Beamtinnen und Beamte des Einsatzdienstes der Feuerwehr
bringt nachhaltige Veränderungen für die öffentliche Sicherheit in der Bekämp-
fung von Bränden und öffentlichen Notständen sowie zur Rettung von Menschen
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und Tieren aus lebensbedrohlichen Lagen. Es wird durch die Absenkung des Le-
bensalters für den Eintritt in den Ruhestand erreicht, dass im Einsatzfall jüngere
und damit leistungsfähigere Einsatzkräfte herangezogen werden können. Dies hat
im Ernstfall schützende Auswirkungen auf Leben, Gesundheit und hohe Sachwer-
te der Bevölkerung. Andererseits dient die Änderung dem Gesundheitsschutz und
der Gesundheitsvorsorge für die einsatzleistenden Beamtinnen und Beamten, die
vor altersbedingter Leistungsüberforderung mit gesundheitlichen Schädigungen,
welche das Gesundheitssystem belasten, bewahrt werden können. Die dafür auf-
zuwendenden verhältnismäßig geringen Haushaltsmittel stehen in keinem Ver-
hältnis zu den materiellen Schäden, die schon in Einzelfällen vermieden werden
können. Außerdem wird die Attraktivität des Feuerwehrberufs erhalten und für
Nachwuchskräfte für erstrebenswert gehalten. 

Die vorgesehene Übertragung der Neuregelungen des Pflegezeitgesetzes und des
Familienpflegezeitgesetzes dient der nachhaltigen Entwicklung im Land und
stärkt die Zukunftsfähigkeit der öffentlichen Haushalte, da sie Beamtinnen und
Beamten des Landes und der anderen Dienstherrn, insbesondere der Kommunen,
eine noch bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie bzw. Pflege bietet. Durch
flexiblere Ansprüche auf Urlaub und Teilzeitbeschäftigung zur Pflege, Betreuung
und Begleitung naher Angehöriger erhalten Beamtinnen und Beamte dieselben
Möglichkeiten der Teilhabe am Erwerbsleben wie Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer. Dies dient auch der Chancengleichheit und Wahlfreiheit von Frauen
und Männern. Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels wird außerdem
die Attraktivität der Dienstherrn für Bewerberinnen und Bewerber erhalten.
Schließlich können die Neuregelungen häusliche Pflegesituationen stabilisieren
und tragen somit dazu bei, den gesellschaftspolitisch erwünschten Vorrang der
häuslichen Pflege zu sichern.

Die Erweiterung der Möglichkeit der freiwilligen Weiterarbeit unter der Voraus-
setzung, dass die Hinausschiebung im dienstlichen Interesse liegt, erweitert den
personalwirtschaftlichen Spielraum des Dienstherrn und bewirkt so eine effizien-
tere Gestaltung der Verwaltung. Die einheitliche Quote bei unterhälftiger Teilzeit-
beschäftigung führt zu Verwaltungsvereinfachungen.

5. Finanzielle Auswirkungen

5.1 Erweiterung der Möglichkeit der freiwilligen Weiterarbeit 

Die Nutzung des Erfahrungs- und Fachpotenzials von Beamtinnen und Beamten,
deren freiwillige Weiterbeschäftigung im dienstlichen Interesse zugelassen wird,
kann tendenziell zu einer vorübergehenden Entlastung der Haushalte beitragen,
weil Ersatzeinstellungen später vollzogen werden können, besonders vor dem
Hintergrund der schwieriger werdenden Fachkräftegewinnung. Im Zeitraum der
freiwilligen Weiterarbeit entfallen dadurch Versorgungs- und doppelte Beihilfe-
zahlungen (für Nachfolger und Versorgungsempfänger). 

5.2 Rückführung der Sonderaltersgrenze für Beamtinnen und Beamte im Einsatz-
dienst der Feuerwehr auf Vollendung des 60. Lebensjahres

Für die Absenkung der Sonderaltersgrenze von Beamtinnen und Beamte des Ein-
satzdienstes der Feuerwehr fallen beim Land keine Mehrkosten an, denn diese
Einsatzkräfte vor Ort stehen im Dienst kommunaler Dienstherrn. Auch für diese
werden zusätzliche Aufwendungen keine schwerwiegenden Auswirkungen ha-
ben. Von einzelnen Gemeinden und Landkreisen, die hauptamtliche Einsatzkräfte
der Feuerwehr beschäftigen, abgesehen, sind es die Stadtkreise und die Stadt
Reutlingen, die im größten Umfang über hauptamtliche Einsatzkräfte im Beam-
tenverhältnis in sogenannten „Einsatzabteilungen mit Angehörigen der Berufs -
feuerwehr“ mit einer Personalstärke von zusammen etwa 1.500 Beamtinnen und
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Beamten verfügen. Insgesamt besteht bei den Feuerwehren dabei eine verhältnis-
mäßig günstige Altersstruktur, insbesondere im mittleren Dienst, der fast aus -
schließlich dem Einsatzdienst zuzurechnen ist. Etwa drei Viertel der Beamtinnen
und Beamten des Einsatzdienstes der Feuerwehr sind nicht zu den pensionsnahen
Jahrgängen zu zählen, was die betroffenen Städte in die Lage versetzt, sich auf 
eine Veränderung der besonderen Altersgrenze für den Eintritt in den Ruhestand
einzustellen und sowohl finanziell als auch personell Vorsorge zu treffen. Freilich
werden die Zurruhesetzungszahlen durch Eintritt in den Ruhestand mit dem Er -
reichen der gesetzlichen Altersgrenze gegenüber den Jahren 2011 bis 2013 (zu-
sammen 75 Beamtinnen und Beamte) künftig etwas ansteigen, da in den kom-
menden Jahren zahlenmäßig stärkere Jahrgänge altershalber aus dem Dienst aus-
scheiden werden.

Den Aufwendungen für den um zwei Jahre vorverlegten Einstieg in die Versor-
gungszahlungen und die dadurch in der Regel entstehende längere Versorgungs-
laufzeit stehen Entlastungen der Personalhaushalte gegenüber. Diese versor-
gungskostendämpfenden Ausgleiche ergeben sich zum einen aus dem Alters-
struktureffekt, wonach jeweils für die Dauer des vorgezogenen Ruhestandeintritts
von zwei Jahren nicht die Besoldungsaufwendungen für lebensältere und zumeist
im höchsten Laufbahnamt und in der höchsten Erfahrungsstufe befindliche Beam-
tinnen und Beamte, sondern in der Regel für jüngere Ersatzkräfte im Eingangsamt
getragen werden müssen (a). Zum anderen schlägt sich auch der Wegfall oder die
Kürzung von Zusatzurlaubsansprüchen von mindestens zwei Tagen altersunab-
hängig bei sämtlichen im Einsatzdienst der Feuerwehr stehenden Beamtinnen und
Beamten (b) finanziell entlastend nieder.

(a)  Ausgehend von der Annahme, dass Beamtinnen und Beamte der Feuerwehr
überwiegend aus dem mittleren Dienst (86 Prozent), dem dort für sie höchsten
erreichbaren laufbahnrechtlichen Amt (Hauptbrandmeister mit Amtszulage,
Besoldungsgruppe A 9 + Z), der höchsten Erfahrungsstufe (Stufe 11) nach
mindestens 40 Dienstjahren in den Ruhestand treten, ergibt sich unter Zugrun-
delegung einer rund zweiprozentigen Steigerung des Ruhegehalts im zweiten
Jahr des Ruhestands für den um zwei Jahre vorgezogenen Eintritt in den Ru-
hestand ein fiktiver Ruhegehaltsaufwand in den beiden Jahren von zusammen
etwa 61.980 Euro2 pro Ruhestandsfall.

     Unterdessen sind in dieser Zeit nicht mehr die entsprechend höheren Dienst-
bezüge der älteren Beamtin oder des älteren Beamten zu zahlen, sondern die
niedrigeren Dienstbezüge der im Eingangsamt eingestellten und entsprechend
jüngeren Ersatzkraft (sogenannter Altersstruktureffekt). Als fiktive Besol-
dungsentlastung kann für die beiden Jahre von zusammen etwa 33.520 Euro3

pro Ruhestandsfall ausgegangen werden.

     Somit belaufen sich die effektiven Mehrkosten für den früheren Ruhestands -
eintritt bezogen auf zwei Jahre auf etwa 28.460 Euro je Beamtin oder Beam-
ten des Einsatzdienstes.

_____________________________________

2  Grundgehalt 2015/2016: 3.199,75/3.268,35 Euro + Amtszulage: 281,85/287,77 Euro + Struktur-
zulage: 79,29/80,96 Euro x Ruhegehaltssatz: 71,75 Prozent = Ruhegehalt ca. 2.555/2.610 Euro.

   2015: 12 x 2.555 = 30.660 Euro,
   2016: 12 x 2.610 = 31.320 Euro –   ergibt zusammen 61.980 Euro.
3  2015: Differenz im Grundgehalt von Besoldungsgruppe A 9, Stufe 11, zu Besoldungsgruppe A 7,

Stufe 2, (3.199,75 – 2.212,81) = 986,94 Euro sowie Entfall der Amtszulage = 281,85 Euro.
   Differenz in der Strukturzulage (79,29 – 20,27) = 59,02 Euro. 
   Differenz in der nicht ruhegehaltfähigen Feuerwehrzulage (132,69 – 66,35) = 66,34 Euro.

   2016: Differenz im Grundgehalt von Besoldungsgruppe A 9, Stufe 11, zu Besoldungsgruppe A 7,
Stufe 2, (3.268,35 – 2.283,39) = 984,96 Euro sowie Entfall der Amtszulage = 287,77 Euro.

   Differenz in der Strukturzulage (80,96 – 20,70) = 60,26 Euro. 
   Differenz in der nicht ruhegehaltfähigen Feuerwehrzulage (132,69 – 66,35) = 66,34 Euro.

   2015: 12 x 1.394,15 = 16.730 Euro, 
   2016: 12 x 1.399,33 = 16.792 Euro – ergibt zusammen 33.522 Euro.
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(b) Einsparungen werden sich prinzipiell durch die Streichung der zwei, je nach
Dienstschichteinteilung auch durch die Kürzung von mehr Zusatzurlaubsta-
gen im Kalenderjahr bei allen ca. 1.500 Feuerwehrleuten erzielen lassen. Die
Streichung beziehungsweise Kürzung des Zusatzurlaubs wird sich allerdings
nicht sogleich unmittelbar finanziell entlastend für die betroffenen Städte aus-
wirken. Wie auch die Erhöhung der Zusatzurlaubstage ab dem Jahr 2011
zunächst über Änderungen in der Dienstplaneinteilung aufgefangen und zu
Vertretungsent las tungen genutzt wurde, ist im umgekehrten Fall der Streichung
beziehungsweise Kürzung der Zusatzurlaubstage nicht zu erwarten, dass in
dem Umfang, wie bei den Berufsfeuerwehren zusätzliche Arbeitstage hinzu
gewonnen werden, Einsparungen bei der Personalausstattung tatsächlich um-
gesetzt werden können. Erwartungsgemäß dürfte das erhöhte Arbeitszeitpoten-
zial zunächst zur flexibleren Gestaltung der Dienstplaneinteilungen mit dem
vorhandenen Personal genutzt werden und sich erst als Folge üblicher perso-
neller Fluktuation mittel- bis langfristig niederschlagen. Annähernd 3.000 Zu-
satzurlaubstage könnten demnach rechnerisch gewonnen werden. Bei Zugrun-
delegung der durchschnittlichen Jahresbesoldung eines typischen Feuerwehr-
beamten mittleren Alters (Besoldungsgruppe A 9, Stufe 10, verheiratet, 1 Kind
mit entsprechenden festen und variablen Zulagen: ca. 44.800 Euro/Jahr bzw.
123 Euro/Tag) entspräche dies einem nominalen Gegenwert von 369.000 Euro
pro Jahr. Freilich verteilt sich dieser rechnerische Wert aufgrund der unter-
schiedlichen Personalstärken sehr ungleichmäßig auf die zehn Städte.

     Die tatsächliche Belastung für die kommunalen Haushalte der Städte mit Be-
rufsfeuerwehr wird sich sehr unterschiedlich ergeben aus den jeweiligen Fall-
zahlen der jährlichen Eintritte in den Ruhestand mit Erreichen der gesetz -
lichen Altersgrenze, demnach ohne Berücksichtigung von vorzeitigen Verset-
zungen in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit und der Hinausschiebung
der Altersgrenze aus dienstlichem Interesse. Unter Zugrundelegung der Zurru-
hesetzungszahlen der vergangenen drei Jahre, die freilich, wie dargestellt, auf-
grund starker Jahrgänge vorübergehend steigen können, werden bei zwanzig
bis dreißig Ruhestandseintritten die mit den Entlastungen verrechneten Kos -
ten bei allen zehn der in Frage kommenden Städten insgesamt zwischen
200.000 Euro und 486.000 Euro pro Jahr liegen [20 bzw. 30 x 28.460 Euro] –
369.000 Euro.

Die vorstehende Betrachtung der finanziellen Auswirkungen geht von einer Vor-
verlegung des Ruhestandseintritts von zwei Jahren aus. Dies wäre nach geltender
Rechtslage (vgl. Artikel 62 § 3 Absatz 4 DRG) erst ab dem Jahr 2029 der Fall.
Tatsächlich erfolgt die Anhebung der Altersgrenzen bisher nur um (2015:) vier
Monate bzw. (2016:) fünf Monate, sodass die finanzielle Belastung durch die län-
gere Versorgungslaufzeit derzeit noch deutlich (etwa zwei Drittel) geringer aus-
fällt, der Entlastungseffekt durch die Streichung beziehungsweise Kürzung der
Zusatzurlaubstage jedoch prinzipiell sofort vollständig erzielt werden könnte. Da
letztere jedoch ebenfalls nicht sofort vollumfänglich greifen werden, sind die
Auswirkungen in den kommenden Jahren selbst für die betroffenen Städte noch
verhältnismäßig unerheblich bis unter Umständen kostenneutral. Durch die Ände-
rung der besonderen Altersgrenze werden demzufolge lediglich die Erwartungen
in geringfügige Versorgungskostenabsenkungen in künftigen Jahren nicht ver-
wirklicht. Die Anwendbarkeit des Konnexitätsprinzips nach Artikel 71 Absatz 3
der Landesverfassung scheidet zudem ohnehin deshalb aus, weil das Personalwe-
sen – und damit eine rein verwaltungsinterne Tätigkeit und keine öffentliche Auf-
gabe – betroffen ist.

5.3 Weitere Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Die wirkungsgleiche Umsetzung der bundesrechtlichen Neuregelungen zur besse-
ren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf kann zu finanziellen oder perso-



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 7552

24

nellen Mehrbelastungen führen, die jedoch aufgrund der nicht absehbaren zukünf-
tigen Inanspruchnahme neuer oder erweiterter Freistellungsmöglichkeiten einer
Schätzung nicht zugänglich sind und mit den vorhandenen Ressourcen gedeckt
werden können. Der Ausbau der Pflegezeiten und damit einhergehende Anpas-
sungen bestehender Ansprüche sollen den Vorrang der häuslichen Pflege sichern
und dienen damit einem übergeordneten gesellschaftlichen Ziel. 

Die finanziellen Auswirkungen der Neuregelungen werden sich in Grenzen hal-
ten, da erweiterte oder neue Freistellungsansprüche für die Pflege, Betreuung oder
Begleitung naher Angehöriger lediglich bereits bestehende Ansprüche auf Teil-
zeitbeschäftigung oder Urlaub aus familiären Gründen sowie die bestehenden
Pflegezeittatbestände ergänzen. Auch wurden die bisher bestehenden Pflegezeit-
tatbestände in der Landesverwaltung nur in eher geringem Umfang in Anspruch
genommen: Die Möglichkeit des kurzzeitigen Fernbleibens vom Dienst unter
Wegfall der Bezüge haben im Jahr 2014 lediglich 24 Beamtinnen und Beamte mit
im Durchschnitt vier Arbeitstagen beansprucht. Die bis zu sechsmonatige Pflege-
zeit in Form von Urlaub ohne Bezüge wurde von 31 Beamtinnen und Beamten
mit durchschnittlich 1,5 Monaten in Anspruch genommen. Die verbesserten Mög-
lichkeiten lassen zwar eine verstärkte Inanspruchnahme erwarten, jedoch nicht in
außerordentlich belastendem Maße; die Inanspruchnahme kann zudem mit den
vorhandenen Ressourcen gedeckt werden.

Die Umgestaltung der bisherigen, bis zu zwei Wochen möglichen unbezahlten
Freistellung hin zu einem Anspruch auf bis zu zehn Arbeitstage Fernbleiben vom
Dienst, davon neun Arbeitstage unter Belassung der Bezüge, zur Organisation ei-
ner akuten Pflegesituation oder Sicherstellung der pflegerischen Betreuung könn-
te zu einer erhöhten Inanspruchnahme führen, die jedoch nicht vorhersehbar ist,
weil sie ausgesprochen situationsabhängig ist und ein dementsprechendes stärke-
res Antragsverhalten der Beamtinnen und Beamten voraussetzt. Außerdem ist die
Freistellungsmöglichkeit von gesamtgesellschaftlichem Nutzen. Damit soll die
Bereitschaft von pflegenden Angehörigen gestärkt werden, sich gerade in krisen-
haften Situationen um die zeitintensive Organisation und Sicherstellung der häus-
lichen Pflege zu kümmern. Die dafür erforderlichen kurzen Abwesenheitszeiten
werden zudem in der Regel verwaltungsintern durch Vertretungsregelungen abge-
fangen. Das gilt auch für eventuelle Mehrkosten durch den an das Niveau für Ver-
sicherte in der gesetzlichen Krankenversicherung angepassten Anspruch auf Son-
derurlaub zur Beaufsichtigung, Betreuung und Pflege erkrankter Kinder (vgl. Arti-
kel 6 Nummer 4), die ebenfalls mit den vorhandenen Ressourcen gedeckt werden
können. Außerdem können die Betreuungsaufwände ganz erheblichen Schwan-
kungen unterworfen sein (zum Beispiel Grippewellen). 

Die neuen Beurlaubungsmöglichkeiten zur Betreuung und Begleitung naher An-
gehöriger in der letzten Lebensphase betreffen nur einen kleinen Personenkreis in
außergewöhnlichen und belastenden Lebensumständen. Daher dürfte auch die
Gewährung beihilfe- bzw. heilfürsorgegleicher Krankenfürsorge während eines
Urlaubs ohne Bezüge, der länger als 31 Tage andauert, nur geringe Mehrbelastun-
gen nach sich ziehen, zumal Ersatzkräfte, wenn überhaupt, in der Regel nur im
Arbeitnehmerverhältnis vorübergehend eingestellt werden und damit keine neuen
Beihilfeberechtigungen entstehen. Gleiches gilt für Urlaub unter Belassung der
Bezüge zur Begleitung schwersterkrankter Kinder in der letzten Lebensphase,
zum Beispiel im Hospiz oder während einer palliativmedizinischen Versorgung
im Krankenhaus. Dies werden allenfalls Einzelfälle sein. Bei der Einführung des
korrespondierenden Anspruchs auf Krankengeld für Versicherte in der gesetz -
lichen Krankenversicherung im Jahr 2002 wurde daher vom Bundesgesetzgeber
nur mit geringfügigen nicht quantifizierbaren Mehrausgaben für die gesetzliche
Krankenversicherung gerechnet. Eventuelle entstehende Mehrkosten können mit
den vorhandenen Ressourcen gedeckt werden.

Die möglicherweise anfallenden Kosten einer vereinheitlichten Quote für unter-
hälftige Teilzeitbeschäftigung sind ebenfalls als geringfügig anzusehen und wer-
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den voraussichtlich durch Entlastungen aufgrund bei den personalverwaltenden
Stellen entstehender Verwaltungsvereinfachungen und Erleichterungen bei Stel-
lennachbesetzungen ausgeglichen. So müssen hier dann beispielsweise nach Ab-
lauf der Elternzeit keine geänderten Teilzeitquoten festgesetzt werden bezie-
hungsweise diese im Stellenhaushalt berücksichtigt werden. Durch die rechne -
rische Nutzbarkeit eines um fünf Prozentpunkte höheren freiwerdenden Stel-
lenanteils wird es nur in seltenen Fällen zu einer zusätzlichen Neueinstellung im
Beamtenverhältnis und dadurch verursacht zu höheren Beihilfekosten kommen,
die mit den vorhandenen Ressourcen gedeckt werden können.

6. Kosten für Private

Keine.

B. Einzelbegründung

Zu Artikel 1 (Änderung des Landesbeamtengesetzes)

Zu Nummer 1 (§ 3 Begriffsbestimmungen)

Redaktionelle Änderung sowie Anpassung an § 7 Absatz 3 PflegeZG. Seit der
Dienstrechtsreform gilt der dort geregelte Begriff des nahen Angehörigen auch
für Teilzeit- und Urlaubstatbestände im Dienstrecht des Landes außerhalb der
Pflegezeiten nach § 74. Durch die erneute Anpassung sollen Stiefeltern, Partnerin-
nen oder Partner in einer lebenspartnerschaftsähnlichen Gemeinschaft sowie
Schwägerinnen oder Schwäger einbezogen werden. Der Angehörigenbegriff wird
hierdurch zeitgemäß erweitert und maßvoll an veränderte Lebenswirklichkeiten
angeglichen.

Zu Nummer 2 (§ 15 Bildungsvoraussetzungen)

Zu Buchstabe a

Die Bildungsvoraussetzungen für die Laufbahngruppe des mittleren Dienstes sol-
len zur weiteren Flexibilisierung des Laufbahnrechts als Ergebnis einer retrospek-
tiven Betrachtung unter Einbeziehung der Ressorts harmonisiert und die Regelun-
gen vereinfacht werden. Durch die Folgeänderung in § 16 Absatz 2 Satz 2 LBG
(vergleiche Nummer 3) kann zum Beispiel auch einem Vorbereitungsdienst eine
Berufsausbildung vorangestellt werden, wenn die Laufbahn dies erfordert.

Zu Buchstabe b

Folgeänderung zu Buchstabe a.

Zu Buchstabe c

Folgeänderung zu Buchstabe a.

Zu Nummer 3 (§ 16 Erwerb der Laufbahnbefähigung)

Folgeänderung zu Nummer 2 Buchstabe a. Bei einer Vereinfachung der Regelung
in § 15 Absatz 1 Nummer 1 kann es erforderlich sein, auch im Falle eines Vorbe-
reitungsdienstes besondere Anforderungen an die Vor- und Ausbildung festzu-
schreiben.
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Zu Nummer 4 (§ 17 Beschränkung der Zulassung zur Ausbildung)

Tätigkeiten auf Grundlage des Gesetzes über den Bundesfreiwilligendienst vom
28. April 2011 (BGBl. I S. 687), welches erst nach der Dienstrechtsreform in
Kraft trat, sollen als Auswahlkriterium für die Zulassung zum Vorbereitungs-
dienst ebenso berücksichtigt werden wie die Erfüllung einer Dienstpflicht nach
Artikel 12a Absatz 1 oder 2 GG, freiwilliger Wehrdienst oder Tätigkeiten als Ent-
wicklungshelferin oder Entwicklungshelfer oder Jugendfreiwilligendienst.

Zu Nummer 5 (§ 18 Einstellung)

Redaktionelle Änderung und Anpassung an die Bezeichnung der Laufbahn des
höheren Verwaltungsdienstes in der Laufbahnverordnung-Innenministerium vom
9. Juli 2013 (GBl. S. 221).

Zu Nummer 6 (§ 19 Probezeit)

Verzögerungen, die durch Zeiten eines Bundesfreiwilligendienstes und Zeiten
von Jugendfreiwilligendiensten (Freiwilliges Ökologisches Jahr und Freiwilliges
Soziales Jahr) entstanden sind, sollen ebenso wie die Verzögerungen durch Betreu-
ung und Pflege eines Angehörigen bei der Anrechnung auf die Probezeit berück-
sichtigt werden können. Hiervon getrennt zu sehen ist die besoldungsrechtliche
Berücksichtigungsfähigkeit nach § 32 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 LBesGBW.

Zu Nummer 7 (§ 22 Aufstieg)

Folgeänderung zu Nummer 2 Buchstabe b.

Zu Nummer 8 (§ 36 Ruhestand wegen Erreichens der Altersgrenze)

Zu Buchstabe a

Redaktionelle Folgeregelung. Aufgrund der eigenständigen Regelung der Alters-
grenze in dem neu aufzunehmenden Absatz 3a sollen die Beamtinnen und Beam-
ten des Einsatzdienstes der Feuerwehr von dieser Vorschrift nicht mehr umfasst
werden.

Zu Buchstabe b

Durch die Festsetzung der Altersgrenze auf Vollendung des 60. Lebensjahres soll
der Rechtszustand für die Beamtinnen und Beamten des Einsatzdienstes der Feu-
erwehr in dem Regelungsumfang, wie er vor dem Inkrafttreten des Dienstrechts-
reformgesetzes bestand, wieder hergestellt werden.

Zu Nummer 9 (§ 39 Hinausschiebung der Altersgrenze)

Zu Buchstabe a

Die Regelung soll den oben dargestellten Eckpunkt der freiwilligen Weiterarbeit
bis zur Vollendung des 70. Lebensjahres umsetzen. Weiterhin soll klargestellt
werden, dass die Hinausschiebung des Eintritts in den Ruhestand nur jeweils bis
zu einem Jahr beantragt werden kann. Aufgrund der Übergangsregelung in Arti-
kel 62 § 3 Absatz 1 des Dienstrechtsreformgesetzes in der nach Artikel 2 dieses
Gesetzes zu ändernden Fassung sollen für die dort bestimmten Altersjahrgänge
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für die Verlängerung der Lebensarbeitszeit bis zum 68. Lebensjahr die erleichter-
ten Voraussetzungen dieser Übergangsvorschrift gelten, wonach einem Antrag,
der auch über ein Jahr hinaus gestellt werden kann, stattzugeben ist, soweit
dienstliche Interessen nicht entgegenstehen. Darüber hinaus, also bis zum 70. Le-
bensjahr, soll auch für diese Altersjahrgänge die weitere Verlängerung jeweils bis
zu einem Jahr nur möglich sein, wenn dies im dienstlichen Interesse liegt. 

Zu Buchstabe b

Für Beamtinnen und Beamte des Polizeivollzugsdienstes, des Vollzugsdienstes
und des Werkdienstes im Justizvollzug soll die Höchstaltersgrenze für die freiwil-
lige Weiterarbeit ebenfalls um zwei Jahre, vom 63. auf das 65. Lebensjahr, ange-
hoben werden. Hingegen soll für die Beamtinnen und Beamten des Einsatzdiens -
tes der Feuerwehr wegen der Rückführung der besonderen Pensionsaltersgrenze
auch wieder die Rechtslage vor der Dienstrechtsreform maßgebend sein. Nach 
§ 150 Absatz 1, § 146 in Verbindung mit § 51 LBG in der bis zum 31. Dezember
2010 geltenden Fassung bestand die Möglichkeit, den Eintritt in den Ruhestand um
bis zu drei Jahre hinauszuschieben, also bis zur Vollendung des 63. Lebensjahres,
wenn dies im dienst lichen Interesse lag. Diese früher bestehende Möglichkeit soll
ebenfalls mit dem neu einzufügenden Satz 2 wieder hergestellt werden. Damit
werden alle Beamtinnen und Beamten die Möglichkeit haben, bei Vorliegen ei-
nes dienstlichen Interesses drei Jahre über die für sie maßgebliche gesetzliche
Altersgrenze hinaus freiwillig weiterzuarbeiten. Auf die Übergangsregelung
nach Artikel 2 wird verwiesen.

Zu Buchstabe c

Redaktionelle Folgeänderung.

Zu Nummer 10 (§ 42 Einstweiliger Ruhestand)

Redaktionelle Änderung.

Zu Nummer 11 (§ 45 Form, Zuständigkeit)

Redaktionelle Änderung zur Klarstellung, dass eine Rücknahme einer Verfügung
über die Hinausschiebung des Eintritts in den Ruhestand oder die Weiterbeschäf-
tigung in begrenzter Dienstfähigkeit nicht unter Bezugnahme auf diese Vorschrift
möglich ist. Es gelten weiterhin nur die statusrechtlich vorgesehenen Maßnahmen
zur Beendigung eines Dienstverhältnisses.

Zu Nummer 12 (§ 54 Wohnung, Aufenthaltsort)

Durch das Polizeistrukturreformgesetz vom 23. Juli 2013 (GBl. S. 233), das am 
1. Januar 2014 in Kraft getreten ist, wurden die Ausbildungsbereiche der Polizei
an der Hochschule für Polizei Baden-Württemberg zusammengefasst. Das Innen-
ministerium soll als oberste Dienstbehörde nur noch die politische Grundsatzent-
scheidung treffen, ob Verpflichtungen nach § 54 Absatz 3 für Polizeibeamtinnen
und -beamte in Ausbildung erfolgen sollen. Für die Einzelfallverpflichtungen und
für die Entscheidung, ob ein Härtefall vorliegt, bedarf es keiner Anordnung der
obersten Dienstbehörde; hierfür soll die Hochschule für Polizei Baden-Württem-
berg zuständig sein. Da diese gleichzeitig Dienstvorgesetzter für die Ausbildungs-
beamten ist, bedarf es keiner Sonderregelung mehr in § 54 Absatz 3. Damit er-
folgt eine Verwaltungsvereinfachung. Wegen der in der Übergangszeit seit In-
krafttreten des Polizeistrukturreformgesetzes ergangenen Anordnungen wird auf
die Übergangsvorschrift in Artikel 9 § 2 verwiesen.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 7552

28

Dies gilt entsprechend für Verpflichtungen nach § 54 Absatz 3 für Polizeibeam-
tinnen und -beamte bei Einsätzen und Übungen in geschlossenen Polizeieinhei-
ten. Für die Einzelfallverpflichtungen und für die Entscheidung, ob ein Härtefall
vorliegt, soll das Polizeipräsidium Einsatz zuständig sein, das als Dienstvorge-
setzter bereits bisher schon zuständig war. Damit werden die Regelungen über die
Anordnungen nach § 54 Absatz 3 vereinheitlicht.

Zu Nummer 13 (§ 58 Nichterfüllung von Pflichten)

Als Ergebnis der Evaluation des Landesdisziplinargesetzes wurde festgestellt,
dass zum Beispiel ein Beihilfebetrug einer Ruhestandsbeamtin oder eines Ruhe-
standsbeamten disziplinarrechtlich derzeit nicht geahndet werden kann. In Aus -
übung der Ermächtigung des § 47 Absatz 2 Satz 3 BeamtStG soll der Katalog von
möglichen Pflichtverletzungen von Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeam-
ten in § 58 um den Tatbestand ergänzt werden, dass im Zusammenhang mit dem
Bezug von Leistungen des Dienstherrn falsche oder pflichtwidrig unvollständige
Angaben gemacht wurden. Leistungen des Dienstherrn sind zum Beispiel Versor-
gungsbezüge und Fürsorgeleistungen, insbesondere Beihilfeleistungen. Mit dieser
Regelung soll auch einer Anregung des Rechnungshofs Baden-Württemberg
nachgekommen werden.

Zu Nummer 14 (§ 69 Teilzeitbeschäftigung)

Nach derzeitiger Rechtslage kann auf Antrag Beamtinnen und Beamten mit
Dienstbezügen während der Elternzeit nach § 69 Absatz 3 Teilzeitbeschäftigung
mit weniger als der Hälfte, mindestens aber einem Viertel der regelmäßigen Ar-
beitszeit bewilligt werden. Nach der Elternzeit kommt gemäß § 69 Absatz 2 zur
(weiteren) Betreuung eines minderjährigen Kindes eine unterhälftige Teilzeitbe-
schäftigung nur mit mindestens 30 Prozent der regelmäßigen Arbeitszeit in Be-
tracht. Diese Unterscheidung im Mindestumfang ist nicht sachgerecht. Auf Seiten
der Betroffenen muss wegen einer Aufstockung von fünf Prozent gegebenenfalls
ein während der Elternzeit funktionsfähiges Betreuungskonzept umgestellt wer-
den. Auf Seiten des Dienstherrn müssen bei der Personalverwaltung wegen der
Änderung des Arbeitszeitumfangs gegebenenfalls umfangreiche personalwirt-
schaftliche Anpassungen, beispielsweise in der Stellenbewirtschaftung erfolgen.
Es soll daher eine Vereinheitlichung auf einen Mindestbeschäftigungsumfang von
einem Viertel der regelmäßigen Arbeitszeit erfolgen, ohne die sonstige Trennung
der Möglichkeit von Teilzeitbeschäftigung innerhalb und außerhalb der Elternzeit
aufzugeben. Die einheitliche Quote soll sich auch auf familiäre Gründe nach § 69
Absatz 1 Nummer 2 (Pflegefälle) beziehen.

Zu Nummer 15 (§ 73 Höchstdauer von unterhälftiger Teilzeitbeschäftigung und
Urlaub)

Zeiten eines Urlaubs nach § 74 Absatz 4 Satz 2 sollen bei der Höchstdauer von
unterhälftiger Teilzeitbeschäftigung nach § 69 Absatz 2 und Urlaub nach § 72 Ab-
satz 1 und 2 von 15 Jahren nicht berücksichtigt werden. Die Regelung ist als Fol-
ge von Nummer 16, § 74 Absatz 5 Satz 2 erforderlich, da ein Urlaub unter Belas-
sung der Bezüge zur Begleitung schwerstkranker Kinder in der letzten Lebens-
phase eine Teilzeitbeschäftigung nach § 69 oder einen Urlaub nach § 72 nicht un-
terbricht. 
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Zu Nummer 16 (§ 74 Pflegezeiten)

Zu Absatz 1

Der mit der Dienstrechtsreform eingeführte Anspruch auf bis zu zwei Wochen
Fernbleiben vom Dienst unter Wegfall der Bezüge zur Organisation einer bedarfs-
gerechten Pflege in einer akut, das heißt plötzlich, unvermittelt und unerwartet
aufgetretenen Pflegesituation, oder zur Sicherstellung der pflegerischen Versor-
gung in dieser Zeit, soll zu einem Anspruch auf bis zu zehn Arbeitstage Fernblei-
ben vom Dienst, davon neun Arbeitstage unter Belassung der Bezüge, umgestaltet
werden. Die Freistellung braucht dabei nicht unbedingt zusammenhängend in An-
spruch genommen werden, sie muss jedoch in nahem zeitlichen Zusammenhang
mit der akut aufgetretenen Pflegesituation eines pflegebedürftigen nahen An-
gehörigen stehen und zur Organisation einer bedarfsgerechten Pflege oder Sicher-
stellung einer pflegerischen Versorgung in dieser Zeit erforderlich sein. Damit
soll das durch das Gesetz zur besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf
vom 23. Dezember 2014 (BGBl. I S. 2462) neu eingeführte sogenannte Pflegeunter-
stützungsgeld für Beschäftigte im Sinne von § 7 Absatz 1 PflegeZG wirkungsgleich
in das Dienstrecht übertragen werden. Das Pflegeunterstützungsgeld wird für bis zu
zehn Arbeitstage je pflegebedürftigem nahen Angehörigen und in Höhe des soge-
nannten Kinderkrankengeldes gewährt (§ 2 Absatz 3 Satz 2 PflegeZG in Verbin-
dung mit § 44a Absatz 3 des Elften Buches Sozialgesetzbuch – SGB XI und § 45
Absatz 2 Satz 3 bis 5 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch – SGB V). Das Kin -
derkrankengeld beträgt 90 Prozent des ausgefallenen Nettoarbeitsentgelts. Ent -
sprechend sollen Beamtinnen und Beamte an neun von zehn Arbeitstagen unter Be-
lassung der Bezüge dem Dienst fernbleiben können. 

Zu Absatz 2

In wirkungsgleicher Umsetzung der Freistellungsregelungen des Pflegezeitgeset-
zes soll der mit der Dienstrechtsreform eingeführte Anspruch für Beamtinnen und
Beamte auf bis zu sechsmonatige Pflegezeit (Urlaub ohne Dienst- oder Anwärter-
bezüge oder Teilzeitbeschäftigung) ergänzt und modifiziert werden. Zum einen
sollen, wie in § 3 PflegeZG für Tarifbeschäftigte geregelt, nur der gewünschten
Verringerung und Verteilung der Arbeitszeit dringende dienstliche Gründe entge-
gengehalten werden können, nicht aber dem Anspruch auf Teilzeitbeschäftigung
selbst. Dies korrespondiert mit dem bereits bisher eingeräumten vorbehaltlosen
Anspruch auf Urlaub ohne Dienst- oder Anwärterbezüge. Zum anderen wird der
bereits bestehende Tatbestand der häuslichen Pflege von pflegebedürftigen nahen
Angehörigen um den Tatbestand der häuslichen oder außerhäuslichen Betreuung
von minderjährigen pflegebedürftigen nahen Angehörigen ergänzt. Damit soll es
beispielsweise Eltern eines pflegebedürftigen Kindes möglich sein, auch im
Wechsel mit der häuslichen Pflege, das Kind bei entsprechendem Bedarf in eine
Rehabilitationseinrichtung zu begleiten und dort zu betreuen.

Zur Vereinheitlichung wird als Folgeänderung zu Nummer 14 auch hier der Min -
dest umfang der Teilzeitbeschäftigung von 30 Prozent auf ein Viertel der regelmäßi-
gen Arbeitszeit angepasst. Auf die Begründung zu Nummer 14 wird verwiesen.

Zu Absatz 3

Durch das Gesetz zur besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf vom
23. Dezember 2014 (BGBl. I S. 2462) wurde das Familienpflegezeitgesetz mit ei-
ner Neuregelung der Familienpflegezeit novelliert. Daran anknüpfend soll auch
für Beamtinnen und Beamte mit Dienstbezügen – nicht jedoch für Anwärterinnen
und Anwärter – ein Anspruch auf bis zu 24 Monate Teilzeitbeschäftigung im Um-
fang von mindestens der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit eingeführt werden,
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wenn sie pflegebedürftige nahe Angehörige in häuslicher Umgebung pflegen oder
pflegebedürftige minderjährige nahe Angehörige in häuslicher oder außerhäus -
licher Umgebung betreuen. Nur der beantragten Verringerung und Verteilung der
Arbeitszeit sollen dringende dienstliche Gründe entgegengehalten werden kön-
nen, nicht aber dem Anspruch auf Teilzeitbeschäftigung selbst. Der Anspruch be-
steht nur einmal je pflegebedürftigem Angehörigen bzw. je pflegebedürftiger An-
gehöriger. 

Zu Absatz 4

Zu Satz 1 

In wirkungsgleicher Umsetzung der durch das Gesetz zur besseren Vereinbarkeit
von Familie, Pflege und Beruf vom 23. Dezember 2014 (BGBl. I S. 2462) einge-
führten § 3 Absatz 6 und § 4 Absatz 3 Satz 2 PflegeZG soll auch für Beamtinnen
und Beamte ein Anspruch auf bis zu drei Monate Urlaub ohne Dienst- oder An-
wärterbezüge oder Teilzeitbeschäftigung im Umfang von mindestens einem Vier-
tel der regelmäßigen Arbeitszeit geschaffen werden, damit sie schwerstkranke 
nahe Angehörige in der letzten Lebensphase sowohl in häuslicher Umgebung als
auch beispielsweise in einem Hospiz begleiten können. Nur der beantragten Ver-
ringerung und Verteilung der Arbeitszeit sollen dringende dienstliche Gründe ent-
gegengehalten werden können, nicht aber dem Anspruch auf Teilzeitbeschäfti-
gung selbst.

Die mit ärztlichem Attest nachzuweisenden Voraussetzungen des § 74 Absatz 4
entsprechen den Anspruchsvoraussetzungen für stationäre und ambulante Hospiz-
leistungen, die in den Rahmenvereinbarungen des GKV-Spitzenverbands und des
Deutschen Hospiz- und PalliativVerbandes e. V. über Art und Umfang sowie zur
Sicherung der Qualität der stationären sowie ambulanten Hospizversorgung nie-
dergelegt und Grundlage für Leistungen nach § 39a SGB V sind. 

Zu Satz 2

§ 3 Absatz 6 Satz 4 PflegeZG stellt klar, dass die Regelungen über den Kranken-
geldbezug bei Erkrankung des Kindes nach § 45 SGB V unberührt bleiben. Damit
ist für Versicherte in der gesetzlichen Krankenversicherung auch der bereits im
Jahr 2002 eingeführte zeitlich unbegrenzte Anspruch auf Krankengeld zur Beauf-
sichtigung, Betreuung oder Pflege eines schwersterkrankten Kindes in der letzten
Lebensphase nach § 45 Absatz 4 SGB V gesichert, auf den in der Begründung des
Gesetzes zur besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf vom 23. De-
zember 2014 besonders verwiesen wird. In wirkungsgleicher Umsetzung der Neu-
regelungen des Pflegezeitgesetzes soll daher auch für die Fälle eine Regelung ge-
troffen werden, in denen schwerstkranke Kinder in der letzten Lebensphase, die
das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet haben oder behindert und auf Hilfe
angewiesen sind, begleitet werden müssen. Hierzu soll mit § 74 Absatz 4 Satz 2
eine Soll-Regelung über Urlaub unter Belassung der Bezüge vorgesehen werden,
der einem Elternteil zusteht. In dieser äußerst belastenden und außergewöhnlichen
Lebenssituation soll einem Elternteil die Begleitung seines Kindes erleichtert
werden, das zum Beispiel stationär in einem Kinderhospiz, ambulant durch einen
Hospizdienst zu Hause oder im Krankenhaus palliativ-medizinisch versorgt wird. 
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Zu Absatz 5

Zu Satz 1 

Es soll die Höchstdauer von Pflegezeit und Familienpflegezeit nach § 4 Absatz 1
Satz 4 PflegeZG und § 2 Absatz 2 FPfZG von 24 Monaten auch in das Dienstrecht
übernommen werden. Hierin soll ein Urlaub unter Belassung der Bezüge nach
Absatz 4 Satz 2 nicht einbezogen sein. Auch ein Anspruch auf Wechsel zwischen
den Freistellungsmöglichkeiten nach Absatz 2 und Absatz 3 im Rahmen der
Höchstdauer von 24 Monaten soll eingeräumt werden.

Zu Satz 2 

Die Regelung entspricht dem bisherigen Absatz 2 Satz 3. Demnach sollen Urlaub
ohne Dienst- oder Anwärterbezüge sowie Teilzeitbeschäftigung mit entsprechend
verminderten Bezügen eine Teilzeitbeschäftigung nach § 69 und einen Urlaub
nach § 72 unterbrechen. Damit entfällt auch eine Anrechnung dieser Zeiten auf
die Höchstdauer von unterhälftiger Teilzeitbeschäftigung und Urlaub nach § 73
Absatz 1 LBG. Ein Urlaub unter Belassung der Dienst- oder Anwärterbezüge soll
dagegen Teilzeitbeschäftigung nach § 69 und Urlaub nach § 72 nicht unter -
brechen, sodass die bereits bestehenden Konditionen, insbesondere die ent -
sprechend verminderten Bezüge, weitergewährt werden. Allerdings sollen diese
Zeiten bei der Berechnung der Höchstdauer von unterhälftiger Teilzeitbeschäfti-
gung und Urlaub nach § 73 Absatz 1 unberücksichtigt bleiben, vgl. Nummer 15. 

Zu Satz 3 

Die Bestimmung soll der Klarstellung dienen, dass auch während der Inan-
spruchnahme von Pflegezeiten nach § 74 Nebentätigkeiten nur nach Maßgabe der
§§ 60 bis 65 ausgeübt werden dürfen. Dies entspricht der Regelung bei Teilzeitbe-
schäftigung nach § 69 sowie einem Urlaub von längerer Dauer ohne Dienstbezüge
nach § 72.

Zu Absatz 6

Die Regelung entspricht dem bisherigen Absatz 3. Alle für Beamtinnen und Be-
amte auf Widerruf geltenden Regelungen sollen auch für Auszubildende in öf-
fentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnissen zur Anwendung kommen. Ausge-
nommen soll lediglich der Anspruch auf Teilzeitbeschäftigung nach Absatz 3
sein.

Zu Absatz 7

Redaktionelle Anpassung ohne inhaltliche Änderung, hierher überführt aus den
bisherigen Absätzen 1 und 2.

Zu Absatz 8

Die Verordnungsermächtigung entspricht dem bisherigen Absatz 4 mit der An-
passung, dass sich die Regelungsbefugnis der Landesregierung auf die ent -
sprechende Anwendung der Freistellungsregelungen des Pflegezeitgesetzes und
des Familienpflegezeitgesetzes beziehen soll.
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Zu Nummer 17 (§ 81 Übergang des Schadenersatzanspruchs)

Redaktionelle Änderung.

Zu Nummer 18 (§ 88 Gliederung von Personalaktendaten, Zugriff auf Personal -
aktendaten)

Zu Buchstabe a

Mit der Verwendung des Begriffs „Zugriff“ soll im Rahmen der Vorschrift eine
einheitliche Terminologie gewährleistet und die Regelung noch weiter an die
Möglichkeit der elektronischen Personalaktenführung angepasst werden. Eine in-
haltliche Änderung soll hiermit nicht verbunden sein.

Zu Buchstabe b

Redaktionelle Angleichung an die Terminologie des § 50 Satz 3 BeamtStG. Eine
inhaltliche Änderung soll hiermit nicht verbunden sein.

Zu Artikel 2 (Änderung des Dienstrechtsreformgesetzes)

Zu Nummer 1

In Fortführung der „Offensive für freiwillige Weiterarbeit“ soll auf Antrag der
Beamtinnen und Beamten die Hinausschiebung des Eintritts in den Ruhestand bis
zur Vollendung des 70. Lebensjahres ermöglicht werden. 

Artikel 62 § 3 Absatz 1 Satz 1 in der bisherigen Fassung sieht vor, dass bis zum
Ablauf des Jahres 2028 einem Antrag auf Hinausschiebung des Eintritts in den
Ruhestand bis zur Vollendung des 68. Lebensjahres stattzugeben ist, soweit
dienstliche Interessen nicht entgegenstehen. Künftig soll die Hinausschiebung des
Eintritts in den Ruhestand wegen Erreichens der Altersgrenze ohne eine Differen-
zierung nach dem Lebensalter nur unter der Voraussetzung möglich sein, dass die
Hinausschiebung im dienstlichen Interesse liegt. Das zur Aufgabenerledigung er-
forderliche Personal kann so auch künftig zur Verfügung gestellt werden, was im
Hinblick auf den demografischen Wandel in Zukunft sichergestellt werden muss.
Die Hinausschiebung kann nach § 39 LBG jeweils bis zu einem Jahr beantragt
werden. Hierdurch wird zugleich eine verbesserte Personalplanung ermöglicht
und die Organisationshoheit des Dienstherrn gestärkt. Künftig gelten daher ein-
heitliche Voraussetzungen für die Hinausschiebung des Ruhestandseintritts.

Damit Beamtinnen und Beamte ihre Lebensplanung an die neuen Voraussetzun-
gen für die freiwillige Weiterarbeit anpassen können, soll aus Gründen des Ver-
trauensschutzes und der Verhältnismäßigkeit für Beamtinnen und Beamte der 
ruhestandsnahen Jahrgänge eine Übergangsregelung vorgesehen werden, wonach
es für sie bei der bisherigen Regelung bleiben soll. Daher sollen diejenigen Jahr-
gänge, welche bei Inkrafttreten des Gesetzes die allgemeine Altersgrenze für die
Versetzung in den Ruhestand auf Antrag erreichen oder erreicht haben, weiterhin
unter den bisherigen Voraussetzungen von der Hinausschiebung des Ruhestands -
eintritts bis zum vollendeten 68. Lebensjahr Gebrauch machen können. Dies be-
trifft nach § 40 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 LBG beispielsweise die Beamtinnen
und Beamten des Jahrgangs 1952, welche im Jahr 2015 das 63. Lebensjahr voll-
enden bzw. vollendet haben. Die Bezugnahme auf die Beamtinnen und Beamten,
welche die Antragsaltersgrenze erreichen, ist deshalb geboten und sachgerecht,
weil zu diesem Zeitpunkt Entscheidungen über die weitere berufliche Lebenspla-
nung erwartet werden dürfen. Ein Antrag dieser Beamtinnen und Beamten soll
nach der neuen Übergangsbestimmung des Artikels 62 § 3 Absatz 1 Satz 1 nur ab-
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gelehnt werden können, soweit dienstliche Interessen entgegenstehen, wobei dies
für Anträge gilt, die auf eine Verlängerung der Dienstzeit längstens bis zur Voll-
endung des 68. Lebensjahres gerichtet sind. Der Antrag auf Hinausschiebung bis
zur Vollendung des 68. Lebensjahres ist in diesem Fall nicht auf die Verlängerung
bis zu einem Jahr begrenzt. Für die weitere Verlängerung der Dienstzeit bis zur
Vollendung des 70. Lebensjahres sollen auch für diese Beamtinnen und Beamten
die Voraussetzungen nach § 39 LBG gelten; dementsprechend kommt auch nur
eine jahresweise Verlängerung in Betracht.

Für die in § 36 Absatz 3 LBG genannten Beamtinnen und Beamten des Polizei-
vollzugsdienstes, des Vollzugsdienstes und des Werkdienstes im Justizvollzug,
die vor dem 1. Januar 1958 geboren sind, sollen die erleichterten Voraussetzun-
gen für die Hinausschiebung des Ruhestandseintritts aus Gründen des Vertrauens-
schutzes und der Verhältnismäßigkeit nach Artikel 62 § 3 Absatz 1 Satz 1 Halb -
satz 2 weitergelten. Dabei sollen diejenigen Beamtinnen und Beamten in die
Über gangsregelung einbezogen werden, welche vor dem 1. Januar 1958 geboren
sind. Für eine weitere Verlängerung der Dienstzeit über das 63. Lebensjahr hinaus
gelten auch für diese Beamtinnen und Beamten die Voraussetzungen nach der Re-
gelnorm des § 39 LBG.

Für Professorinnen und Professoren tritt nach Artikel 62 § 3 Absatz 1 Satz 3 an
die Stelle des Ablaufs des Monats das Ende des Semesters, in dem die Professorin
oder der Professor das 68. Lebensjahr vollendet. Die bisherigen Voraussetzungen
für die freiwillige Weiterarbeit sollen aber nur für diejenigen Professorinnen und
Professoren gelten, die vor dem 1. Januar 1953 geboren sind. Für die Hinaus-
schiebung des Eintritts in den Ruhestand über das 68. Lebensjahr hinaus bis zum
Semesterende, in welchem das 70. Lebensjahr vollendet wird, gilt für Professorin-
nen und Professoren im Übrigen jahrgangsunabhängig § 39 LBG nach Maßgabe
des § 45 Absatz 2 Satz 3 und 4 des Landeshochschulgesetzes.

Für Richterinnen und Richter findet § 6 Absatz 2 LRiStAG Anwendung, wonach
der Eintritt in den Ruhestand wegen Er reichens der Altersgrenze auf Antrag bis
zu einem Jahr, jedoch nicht länger als bis zu dem Ablauf des Monats, in dem die
Richterin oder der Richter das 68. Lebensjahr vollendet, hinausgeschoben wird.
Über § 87 LRiStAG gilt dies auch für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte. Auch
bei Beamtinnen und Beamten, die Richterinnen und Richtern gleichgestellt sind,
soll es dabei bleiben, dass der Eintritt in den Ruhestand wegen Erreichens der Al-
tersgrenze auf Antrag bis zum Ablauf des Monats, in dem diese das 68. Lebens-
jahr vollenden, hinausgeschoben wird.

Zu Nummer 2

Die Übergangsregelung in Artikel 62 § 3 Absatz 1 Satz 1 soll für die Beamtinnen
und Beamten des Einsatzdienstes der Feuerwehr nicht zur Anwendung kommen.
Für diese soll der Rechtszustand vor dem Inkrafttreten des Dienstrechtsreformge-
setzes wieder hergestellt werden, so dass jegliche Hinausschiebung des Eintritts
in den Ruhestand ein dienstliches Interesse erfordern soll. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Baden-Würt-
temberg)

Zu Nummer 1

Redaktionelle Folgeänderung zu Artikel 1 Nummer 16, § 74 LBG.
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Zu Nummer 2

Das sogenannte Referenzalter für die Bemessung des Versorgungsabschlags, das
heißt, das Lebensalter, nach dessen Vollendung der Versorgungsabschlag bei vor-
zeitiger Zurruhesetzung wegen Dienstunfähigkeit nicht mehr erhoben wird, lag
bisher für dienstunfähige Beamtinnen und Beamte des Einsatzdienstes der Feuer-
wehr bei 60 Jahren. Es soll ungeachtet der Absenkung der Altersgrenze für den
Eintritt in den Ruhestand unverändert bei 60 Jahren bleiben. Hierfür bedarf es der
redaktionellen Ergänzung der bisherigen Vorschrift um den neu eingefügten § 36
Absatz 3a LBG.

Zu Artikel 4 (Änderung des Landesdisziplinargesetzes)

Zu Nummer 1

Redaktionelle Klarstellung, da es sowohl frühere Beamte gibt, die Unterhalts-
beiträge nach dem Landesbeamtenversorgungsgesetz Baden-Württemberg be -
ziehen, als auch frühere Beamte, deren Unterhaltsbeiträge aufgrund des zuvor
geltenden Beamtenversorgungsgesetzes (Bund) gezahlt werden (§ 102 Absatz 1
Satz 6 LBeamtVGBW).

Zu Nummer 2

Als ein weiterer Punkt der Evaluation des Landesdisziplinargesetzes wurde ein
Widerspruch in den Kostenregelungen des § 39 Absatz 3 und § 37 Absatz 2 fest-
gestellt. Nach § 39 Absatz 3 Satz 2 können bei erwiesenem Dienstvergehen den
Beamtinnen und Beamten, gegen die sich das Disziplinarverfahren richtet, die
Kosten ganz oder anteilig auferlegt werden, wenn das Verfahren auf sonstige
Weise – also nicht durch Erlass einer Disziplinarverfügung nach § 38 – abge-
schlossen wird. Der Verfahrensabschluss auf sonstige Weise erfasst auch eine
Einstellung nach Erfüllung von Auflagen nach § 37 Absatz 2 Satz 7. Eine Einstel-
lung nach § 37 Absatz 2 verlangt hingegen gerade nicht den Nachweis des Dienst-
vergehens, die Wahrscheinlichkeit einer schuldhaften Dienstpflichtverletzung
genügt (vgl. Landtagsdrucksache 14/2996, S. 105).

Die mit dem Gesetz zur Neuordnung des Landesdisziplinarrechts neu eingeführte
Möglichkeit des Verfahrensabschlusses nach § 37 Absatz 2 ist angelehnt an die
strafverfahrensrechtliche Vorschrift des § 153a der Strafprozessordnung – StPO.
Wird das Verfahren hier nach § 153a Absatz 1 StPO von der Staatsanwaltschaft
eingestellt, so wird diese Entscheidung nicht mit einer Entscheidung über Kosten
und Auslagen verbunden (vgl. Meyer-Goßner, Kommentar zur StPO, § 153a
Randnummer 45). Ist öffentliche Klage bereits erhoben und stellt das Gericht das
Verfahren dann nach § 153a Absatz 2 StPO ein, fallen die Kosten des Verfahrens
der Staatskasse zur Last (vgl. § 467 Absatz 1 StPO), wobei nach § 467 Absatz 5
StPO die notwendigen Auslagen des Angeschuldigten der Staatskasse nicht aufer-
legt werden. Umstritten ist, inwieweit § 465 Absatz 2 StPO Anwendung findet.

Vor dem Hintergrund dieser strafprozessualen Ausgangslage soll § 39 Absatz 3
Satz 2 (vollständige oder anteilige Kostentragungspflicht der Beamtin oder des
Beamten nach pflichtgemäßem Ermessen) auf Fälle einer Verfahrenseinstellung
nach § 37 Absatz 2 ausgedehnt werden. Über die Ausübung pflichtgemäßen Er-
messens wird zugleich der beamtenrechtlich gebotenen Fürsorgepflicht nach § 45
BeamtStG Rechnung getragen. Im Falle der (anteiligen) Kostentragungspflicht
der Beamtin oder des Beamten ist hierauf im Rahmen der Zustimmung der Beam-
tin oder des Beamten zu einem Vorgehen nach § 37 Absatz 2 hinzuweisen, sodass
§ 20 Satz 2 nicht entsprechend angepasst werden muss.
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Zu Artikel 5 (Änderung des Landesrichter- und -staatsanwaltsgesetzes)

Zu Nummer 1

Die Änderung soll die einheitliche Mindestbeschäftigungsquote von einem Vier-
tel der regelmäßigen Arbeitszeit bei unterhälftiger Teilzeitbeschäftigung für Rich-
terinnen und Richter nachziehen.

Zu Nummer 2

Staatsanwältinnen und Staatsanwälte sollen hinsichtlich der Altersgrenze und der
Möglichkeit zur freiwilligen Weiterarbeit genauso wie Richterinnen und Richter
behandelt werden. Hierfür spricht die mit der Richterschaft vergleichbare Stellung
der Staatsanwaltschaft als Organ der Rechtspflege. Zudem ist die Gleichbehand-
lung vor dem Hintergrund des durchlässigen Systems zwischen Gerichtsbarkeit
und Staatsanwaltschaft geboten, um Zufälligkeiten bei der Frage, nach welchen
Kriterien sich die Möglichkeit zur Hinausschiebung des Ruhestands richtet, zu
vermeiden. Da bei den Richterinnen und Richtern eine Einschränkung der Verlän-
gerungsmöglichkeit aufgrund der richterlichen Unabhängigkeit nicht in Betracht
kommt, lässt sich die Gleichstellung nur durch eine Erweiterung des Anwen-
dungsbereichs des § 6 LRiStAG erreichen.

Zu Artikel 6 (Änderung der Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung)

Zu Nummer 1 (§ 17 Sonderregelungen für jugendliche Polizeibeamtinnen und 
-beamte)

Redaktionelle Änderung.

Zu Nummer 2 (§ 22 Zusatzurlaub für Schichtdienst)

Zu Buchstabe a

Durch die Rückführung des Anspruchs auf Zusatzurlaub soll der Rechtszustand
für die Beamtinnen und Beamten des Einsatzdienstes der Feuerwehr, wie er vor
dem Inkrafttreten des Dienstrechtsreformgesetzes bestand, wieder hergestellt wer-
den. Nach geltender Fassung des § 22 Absatz 7 erhalten Beamtinnen und Beamte,
die nach einem Schichtplan eingesetzt sind, der für den Regelfall Schichten von
24 Stunden Dauer vorsieht, im Kalenderjahr zwei Arbeitstage Zusatzurlaub. Vor
dem Dienstrechtsreformgesetz war hierfür kein Zusatzurlaub vorgesehen, weil in
unmittelbarem Zusammenhang mit den langen Schichtzeiten zum Ausgleich ent-
sprechend lange, zum Teil mehrtägige Ruhezeiten folgten. Dies soll künftig bei
auf das 60. Lebensjahr zurückgeführter Lebensarbeitszeit wieder gelten.

Zu Buchstabe b

Auf die Begründung zu Buchstabe a wird verwiesen. Beträgt von mindestens ei-
nem Viertel der Schichten die Dauer zwischen elf und 24 Stunden, erhalten die
Beamtinnen und Beamten für je fünf Monate dieser Form des Schichtdienstes drei
Arbeitstage Zusatzurlaub. Auch für diese Schichtplangestaltung soll der Anspruch
auf Zusatzurlaub um zwei Urlaubstage zurückgeführt werden, sodass für jeweils
fünf Monate dieser Form des Schichtdienstes ein Zusatzurlaubstag gewährt wird.
Auch dies entspricht der bis zum Inkrafttreten des Dienstrechtsreformgesetzes
geltenden Regelung.
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Zu Nummer 3 (§ 24 Anrechnung und Kürzung)

Zu Buchstabe a bis d

Redaktionelle Änderungen und Anpassung an den durch das Gesetz zur besseren
Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf vom 23. Dezember 2014 (BGBl. I 
S. 2462) neu eingeführten § 4 Absatz 4 PflegeZG. Der Erholungsurlaub soll für je-
den vollen Kalendermonat eines Urlaubs ohne Bezüge im Rahmen von Pflegezei-
ten um ein Zwölftel gekürzt werden können, wie das bereits bei Elternzeit der Fall
ist.

Zu Nummer 4 (§ 29 Sonderurlaub aus verschiedenen Anlässen)

Zu Buchstabe a bis d

Es handelt sich um eine systemgerechte Anpassung der geltenden Regelung für
Sonderurlaub zur Betreuung erkrankter Kinder an den aufgrund Pflegezeitrechts
neu einzuführenden Anspruch auf bis zu zehn Arbeitstage Fernbleiben vom
Dienst, davon neun unter Belassung der Bezüge, für akute Pflegesituationen (vgl.
Artikel 1 Nummer 16, § 74 Absatz 1 LBG). Das neu eingeführte Pflegeunterstüt-
zungsgeld für Beschäftigte im Sinne von § 7 Absatz 1 PflegeZG wird für bis zu
zehn Arbeitstage je pflegebedürftigem nahen Angehörigen und in Höhe des eben-
falls neu geregelten Kinderkrankengeldes gewährt (§ 2 Absatz 3 Satz 2 PflegeZG in
Verbindung mit § 44 a Absatz 3 SGB XI sowie § 45 Absatz 2 Satz 3 bis 5 SGB V).
Unter den Voraussetzungen des § 45 Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 SGB V haben
Versicherte in der gesetzlichen Krankenversicherung Anspruch auf bis zu zehn
Arbeitstage (bzw. Alleinerziehende bis zu 20 Arbeitstage) sogenanntes Kinder-
krankengeld. Ausdrücklich heißt es im geänderten § 3 PflegeZG, dass § 45 SGB V
unberührt bleibt.

Zur Vermeidung von Wertungswidersprüchen zwischen der Beaufsichtigung, Be-
treuung und Pflege erkrankter Kinder auf der einen und der Organisation einer
neuen Pflegesituation auf der anderen Seite soll daher die Höhe der jeweiligen
Ansprüche auf Sonderurlaub bzw. Fernbleiben vom Dienst unter Belassung der
Bezüge harmonisiert werden. Die entsprechenden Freistellungsmöglichkeiten von
Versicherten in der gesetzlichen Krankenversicherung sollen insoweit wirkungs-
gleich und systemkonform für die von denselben familiären Problem- und Krisen-
situationen betroffenen Beamtinnen und Beamten übertragen werden. Da das Kin-
derkrankengeld 90 Prozent des ausgefallenen Nettoentgelts beträgt, sollen Son-
derurlaubstage für Beamtinnen und Beamte zur Betreuung erkrankter Kinder auf
90 Prozent der den Versicherten in der gesetzlichen Krankenversicherung zu -
stehenden Freistellungsmöglichkeiten begrenzt werden.

Zu Nummer 5 (§ 48 Fernbleiben vom Dienst und Urlaub bei Pflegefällen)

Zu Buchstabe a bis d

Folgeänderungen zu Artikel 1 Nummer 16, § 74 LBG.

Zu Nummer 6 (§ 48 a Krankenfürsorge, Erstattung von Kranken- und Pflegever-
sicherungsbeiträgen)

Folgeänderungen zu Artikel 1 Nummer 16, § 74 LBG. Die Gewährung von bei -
hilfe- bzw. heilfürsorgegleichen Leistungen und die Möglichkeit der Erstattung
von Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträgen soll sich auf alle Tatbestände ei-
nes Urlaubs ohne Bezüge nach § 74 LBG beziehen.
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Zu Nummer 7 (§ 48b Änderung der Beurlaubungsdauer zur Inanspruchnahme
von Pflegezeit)

Folgeänderungen zu Artikel 1 Nummer 16, § 74 LBG, zur Inanspruchnahme von
Pflegezeiten, insbesondere Verlängerungen bis zur Höchstdauer, sowie zur Rück-
kehr aus dem Urlaub bzw. Übergang zur Vollbeschäftigung oder Änderung des
Beschäftigungsumfanges. Auch bei Pflegezeiten einschließlich der Zeiten nach
Absatz 2 Satz 1 soll dies auf Antrag aus Zumutbarkeitsgründen zuzulassen sein,
wenn dienstliche Belange nicht entgegenstehen. 

Zu Nummer 8 (Inhaltsübersicht)

Die Inhaltsübersicht soll entsprechend angepasst werden.

Zu Artikel 7 (Änderung der Beamtenrechtszuständigkeitsverordnung)

Zu Nummer 1 und 2

Redaktionelle Änderungen.

Zu Artikel 8 (Änderung der Verordnung des Kultusministeriums zur Übertra-
gung von Zuständigkeiten nach dem Landesbeamtengesetz, nach
dem Landesreisekos tengesetz, der Landestrennungsgeldverordnung
und dem Landesdisziplinargesetz im Kultusressort )

Redaktionelle Anpassung als Folgeänderung zu Artikel 1 Nummer 16, § 74 LBG.

Zu Artikel 9 (Übergangsvorschriften)

Zu § 1

Beamtinnen und Beamte des Einsatzdienstes der Feuerwehr, die seit dem Inkraft-
treten des Dienstrechtsreformgesetzes in den Ruhestand getreten sind, haben im
Jahr 2012 einen Monat, im Jahr 2013 zwei Monate und im Jahr 2014 drei Monate
über das 60. Lebensjahr hinaus gearbeitet; im Jahr 2015 sind vier Monate mehr zu
leisten (vgl. Artikel 62 § 3 Absatz 4 DRG). Betroffen waren im Jahr 2012 bei den
zehn Städten mit größerer Anzahl von Berufsfeuerwehrleuten 28 Beamtinnen und
Beamte des Geburtsjahrganges 1952 und im Jahr 2013 17 Beamtinnen und Be amte
des Jahrganges 1953. In den Jahren 2014 und 2015 wird etwa dieselbe Größen -
ordnung erwartet.

Als Anerkennung dieser zusätzlichen Lebensarbeitsleistung, die ihnen kraft Geset-
zes abverlangt wurde, weil der Gesetzgeber zunächst die Altersgrenze angehoben
hat, nunmehr aber wieder absenken will, soll den von der zwischenzeitlichen An-
hebung der Altersgrenze betroffenen Beamtinnen und Beamten, unbeschadet einer
verfassungsrechtlichen Veranlassung, die über das 60. Lebensjahr hinaus geleistete
Arbeit fiktiv wie die freiwillige Hinausschiebung des Eintritts in den Ruhestand
gewertet werden. Dafür sollen sie rückwirkend in Anlehnung an den Zuschlag für
die Hinausschiebung des Ruhestandseintritts nach § 73 LBesGBW einen nicht ru-
hegehaltfähigen Zuschlag in Höhe von 10 Prozent ihrer damaligen Dienstbezüge
erhalten. Der Zuschlag ist demnach allerdings nicht zu gewähren, soweit sich die
Dauer der Mehrarbeit über das 60. Lebensjahr hinaus versorgungswirksam ausge-
wirkt hat und sich dauerhaft in einem entsprechend erhöhten Ruhegehalt aufgrund
einer längeren ruhegehaltfähigen Dienstzeit niedergeschlagen hat. Die entspre-
chend für wenige Monate zu zahlende Zulage ist im Einzelfall zwar gering, bringt
aber die Wertschätzung für die mehr geleistete Lebensarbeitszeit zum Ausdruck.
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Zu § 2

Die Änderung der Befugnis zur Anordnung des Wohnens in einer Gemeinschafts-
unterkunft soll Rückwirkung zum 1. Januar 2014 haben, nachdem das Innen minis -
terium die Hochschule für Polizei Baden-Württemberg, die bereits Dienstvorge-
setzter der Polizeibeamtinnen und -beamten in Ausbildung ist, bereits seinerzeit
gebeten hat, im Vorgriff auf die Änderung des § 54 Absatz 3 LBG die Verpflich-
tungen im Einzelfall als Dienstvorgesetzter umzusetzen.

Zu § 3

Die Übergangsbestimmung soll sicherstellen, dass Beamtinnen und Beamte, die
von der neuen Möglichkeit auf Hinausschiebung des Ruhestandseintritts über
die Vollendung des 68. Lebensjahres hinaus alsbald nach Inkrafttreten dieses
Gesetzes Gebrauch machen möchten, nicht bereits wegen Nichteinhaltens der
Antragsfrist nach § 39 Satz 3 LBG ausgeschlossen sind. In den ersten sechs Mo-
naten nach dem Inkrafttreten gilt die sechsmonatige Antragsfrist daher nicht.
Für Beamtinnen und Beamte auf Lebenszeit des Polizeivollzugsdienstes, des
Vollzugsdienstes und des Werkdienstes im Justizvollzug findet die Antragsfrist
in den ersten sechs Monaten nach dem Inkrafttreten ebenfalls keine Anwendung,
wenn diese ihren Ruhestandseintritt über die Vollendung des 63. Lebensjahres
hinausschieben möchten.

Zu Artikel 10 (Inkrafttreten)

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Artikel 6 Nummer 2 soll im
Hinblick auf die Auswirkungen auf den Zusatzurlaub, der auf das Kalenderjahr
abstellt, zum Jahresbeginn in Kraft treten. Die übrigen Vorschriften sollen am
Tag nach der Verkündung des Gesetzes in Kraft treten.

C. Ergebnis der Anhörung

1. Eingegangene Stellungnahmen von Verbänden und anderen

Zu dem Entwurf des Änderungsgesetzes haben sich folgende Gewerkschaften,
Berufsverbände, kommunale Landesverbände sowie sonstige Verbände und Ein-
richtungen, Personalvertretungen und Interessenvertretungen geäußert:

•   BBW Beamtenbund Tarifunion (BBW)

•   Deutscher Gewerkschaftsbund, Bezirk Baden-Württemberg (DGB)

•   Bund Deutscher Kriminalbeamter, Landesverband Baden-Württemberg (BDK)

•   Deutscher Richterbund, Verein der Richter und Staatsanwälte in Baden-Würt-
temberg e. V.

•   Verein der Verwaltungsrichterinnen und Verwaltungsrichter Baden-Württem-
berg 

•   Gemeindetag Baden-Württemberg (Gemeindetag)

•   Städtetag Baden-Württemberg (Städtetag)

•   Landkreistag Baden-Württemberg (Landkreistag)

•   Gemeinsam über den Beauftragten der Evangelischen Landeskirchen in Baden
und Württemberg und das Kommissariat der Bischöfe in Baden-Württemberg 

    –   Evangelischer Oberkirchenrat der Evangelischen Landeskirche in Württem-
berg
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    –   Evangelischer Oberkirchenrat der Evangelischen Landeskirche in Baden

    –   Erzbischöfliches Ordinariat der Erzdiözese Freiburg 

    –   Bischöfliches Ordinariat der Diözese Rottenburg-Stuttgart

•   der Landesbeauftragte für den Datenschutz Baden-Württemberg 

•   Arbeitsgemeinschaft der Hauptpersonalratsvorsitzenden des Landes Baden-
Württemberg (ARGE-HPR)

•   Arbeitskreis der Beauftragten für Chancengleichheit der Ministerien und des
Rechnungshofs (AK Chancengleichheit, AKC)

•   Personalvertretungen des Landes:

    –   Hauptpersonalrat beim Innenministerium (HPR IM)

    –   Hauptpersonalrat für Grund-, Haupt-, Werkreal-, Real-, Gemeinschafts-
und Sonderschulen beim Ministerium für Kultus, Jugend und Sport (HPR
GHWRGS) 

2. Stellungnahmen im Allgemeinen und Ergänzungsforderungen mit Bewertung
der Landesregierung

Der BBW, der DGB, der BDK, der Verein der Verwaltungsrichterinnen und Ver-
waltungsrichter Baden-Württemberg, die ARGE-HPR, der AKC und der HPR IM
begrüßen den Gesetzentwurf und die damit verbundene Modernisierung des
Dienst rechts insgesamt oder in Teilen, insbesondere die Rückführung der Son-
deraltersgrenze für Beamtinnen und Beamte des Einsatzdienstes der Feuerwehr
und die wirkungsgleiche Umsetzung des Gesetzes zur besseren Vereinbarkeit von
Familie, Pflege und Beruf.

Ergänzungen des Gesetzentwurfs schlagen BBW, DGB, Städtetag und ARGE-HPR
in folgenden Punkten vor:

•   Verschlechterungen für neu eingestellte Beamtinnen und Beamte, insbesondere
die Absenkung der Eingangsbesoldung und des Beihilfebemessungssatzes,
müssten zurückgenommen werden. 

•   Aus der in § 24 Absatz 3 LBG postulierten Qualifizierungspflicht müsse ein
Qualifizierungsrecht der betroffenen Beamtinnen und Beamten erwachsen.

•   Die „Pension mit 63“ müsse analog dem Rentenrecht ermöglicht und entsprechend
im Landesbeamtenversorgungsgesetz Baden-Württemberg berücksichtigt werden.

•   Für die dienstliche Beurteilung seien die Bildung von Vergleichsgruppen und
Richtwerte nicht akzeptabel. Deshalb sei in § 51 Absatz 1 LBG ergänzend zu
bestimmen, „Die Festlegung von Richtwerten in einer Rechtsverordnung ist
nicht möglich.“ 

•   In § 59 LBG sei eine Höchstgrenze für die Pflicht zum Schadenersatz zu re-
geln, mit Blick auf entsprechende Regelungen in anderen Ländern in Höhe ei-
nes dreifachen Monatsgehalts. Wenigstens solle bei Schäden, die durch die Be-
nutzung von Dienstfahrzeugen entstünden, bei grober Fahrlässigkeit kein
Rückgriff bei den Beschäftigten genommen werden.

•   Damit alle Ministerien Regelungen für das Freistellungsjahr erlassen müssen,
sei der Ressortvorbehalt in § 69 Absatz 5 LBG zu streichen.

•   Die Gespräche zu Gunsten einer Verbesserung und Erweiterung der in § 70
LBG geschaffenen Regelungen zur Altersteilzeit seien neu aufzunehmen.

•   Damit nicht nur Beamtinnen und Beamten im Einsatzdienst einer Berufsfeuer-
wehr, sondern auch hauptamtlichen Leitungen oder Kräften in einer hauptamt-
lichen Abteilung einer freiwilligen Feuerwehr Mehrarbeitsvergütung gewährt
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werden könne, sei die diesbezügliche Einschränkung in § 65 Absatz 1 Satz 1
Nummer 4 LBesGBW zu streichen. 

Die Landesregierung hat sich in der Vergangenheit mit den genannten Anliegen
zum Teil bereits befasst. Es ist nicht vorgesehen, nicht aufgenommene Anliegen
im Rahmen des vorliegenden Gesetzentwurfs wieder aufzugreifen. Soweit es sich
um neue Anliegen handelt, sollen sie außerhalb dieses Gesetzgebungsverfahrens
geprüft und es soll über deren Umsetzung zu einem späteren Zeitpunkt entschie-
den werden.

Der Städtetag hat darüber hinaus vorgetragen, dass im Landesbeamtengesetz oder
in der Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung eine zumindest teilweise Anrechnung
von Zeiten der Rufbereitschaften auf die Arbeitszeit mit entsprechendem Freizeit-
ausgleich geregelt werden müsse.

Die Landesregierung macht darauf aufmerksam, dass es sich bei Rufbereitschaft,
anders als beim Bereitschaftsdienst, aufgrund gefestigter Rechtsprechung ledig-
lich um Erreichbarkeit in der Freizeit handelt, um zur Dienstaufnahme abberufen
werden zu können. Eine Anrechnung als Arbeitszeit kann daher nicht erfolgen.
Aus fürsorgerischen Gründen wird freilich aufgrund ständiger Verwaltungspraxis
in der Landesverwaltung, wenn eine bestimmte Beanspruchung überschritten ist,
für einen Anteil der Zeiten in Rufbereitschaft zum Ausgleich Dienstbefreiung ge-
währt. Dementsprechend verfahren auch etliche Kommunen. Eine Regelung per
Gesetz oder Rechtsverordnung ist somit nicht vorzusehen; die Verwaltungsrege-
lung, wie sie bisher besteht, genügt. 

Zu früheren Gesetzentwürfen zum Zeitpunkt der Ressortbeteiligungen haben sich
der DGB und der AKC geäußert.

So bewertet der DGB die Rücknahme der ursprünglich vorgesehenen Zulassung der
sogenannten Fast-Track-Promotion als Bildungsvoraussetzung in § 15 Absatz 1
Nummer 3 LBG als nicht schlüssig, unabhängig von der Bedarfslage. Wenn ei-
nerseits an der Fast-Track-Promotion im Landeshochschulgesetz festgehalten
werde, sie andererseits im Landesbeamtengesetz nicht als Bildungsvoraussetzung
anerkannt werde, stelle sich die Frage nach dem Stellenwert und der Qualität der
Fast-Track-Promotion.

Die Frage, ob ein Bachelorabschluss mit besonderer wissenschaftlicher Qualifi-
kation (sogenannte Fast-Track-Promotion) die Bildungsvoraussetzungen für den
Erwerb einer Laufbahnbefähigung für Laufbahnen des höheren Dienstes erfüllt,
befindet sich derzeit sowohl bei der Innenministerkonferenz als auch auf Lan-
desebene in der Diskussion und ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht ent-
scheidungsreif. 

Außerdem fordern DGB und AKC, die ursprünglich als neuer § 72 Absatz 5 LBG
vorgesehene Regelung wieder aufzunehmen, wonach beurlaubten Beamtinnen
und Beamten die Möglichkeit eingeräumt wird, Urlaubs- und Krankheitsvertre-
tungen wahrzunehmen und an Fortbildungsveranstaltungen teilzunehmen, mit
Anspruch auf eine Anrechnung auf die Arbeitszeit bei Wiedereintritt. Die Veran-
kerung einer solchen Regelung im Landesbeamtengesetz würde die Position und
das Interesse beurlaubter Beamtinnen und Beamten bei bzw. an der Wahrneh-
mung von Vertretungen wesentlich stärken. Die Regelung sei auch systematisch
richtig im Landesbeamtengesetz und nicht im Chancengleichheitsgesetz zu veror-
ten.

Die Landesregierung berücksichtigt die Forderung des DGB und des AKC im Ge-
setzentwurf nicht. Aufgrund erheblicher personalwirtschaftlicher Bedenken hat
die ursprünglich erwogene Bestimmung noch nicht die Regelungsreife erlangt,
um im Rahmen des vorliegenden Gesetzentwurfs eingeführt zu werden. Es ist
nicht bekannt, ob in das Chancengleichheitsgesetz eine entsprechende Vorschrift
für alle Beschäftigten aufgenommen werden soll. Das Landesbeamtengesetz wür-
de nur die Beamtinnen und Beamten erfassen können. Zum gegenwärtigen Zeit-
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punkt würde daher eine isolierte Regelung für Beamtinnen und Beamte gegenüber
den Tarifbeschäftigten zu einer nicht gerechtfertigten Besserstellung führen. 

3. Stellungnahmen zum Gesetzentwurf im Einzelnen mit Bewertung der Landes-
regierung

Zu Artikel 1 (Änderung des Landesbeamtengesetzes – LBG)

Zu Nummer 2 (§ 15)

Zu Buchstabe a (§ 15 Absatz 1 Nummer 1)

Der Landkreistag hält die Änderungen bei den Zugangsvoraussetzungen für den
mittleren Dienst nicht für angemessen. Es sei in der Praxis eher kritisch, Bewerbe-
rinnen und Bewerber mit Hauptschulabschluss den Zugang zu ermöglichen, da die
Ausbildung auch durch die kurze Dauer von zwei Jahren sehr anspruchsvoll sei.

Die vorgesehene Änderung umfasst lediglich die Bildungsvoraussetzungen für
Laufbahnen des mittleren Dienstes. Auch nach der geltenden Rechtslage ist bei-
spielsweise mit einem Hauptschulabschluss und einer qualifizierenden Maß -
nahme die Bildungsvoraussetzung für diese Laufbahngruppe erfüllt. Durch die
vorgesehene Vereinfachung der Regelung wurden nunmehr die Bildungsvoraus-
setzungen auf den schulischen oder hochschulrechtlichen Abschluss konzentriert.
Die weiteren Voraussetzungen für den konkreten Erwerb der Befähigung – und
somit der Zugang – sind je nach fachlicher Anforderung in der laufbahnrecht -
lichen Verordnung auszugestalten. Die bisher in obigem Beispielsfall in § 15 nor-
mierte qualifizierende Maßnahme wäre nunmehr durch die parallel vorgesehene
Ergänzung in § 16 Absatz 2 Satz 2 abgedeckt. 

Zu Nummer 6 (§ 19)

Der DGB begrüßt die vorgesehene Anrechnung von Zeiten des Bundesfreiwilli-
gendienstes oder des Jugendfreiwilligendienstes in § 19 Absatz 3 Satz 2. 

Der Gemeindetag sieht hingegen die Ausweitung der Anrechnung von Nicht-
dienstzeiten auf die Probezeit kritisch, weil eine dienstliche Erprobung der Be-
amten in solchen Zeiten nicht möglich sei. Auf jeden Fall müsse es dabei blei-
ben, dass die Anrechnung im Ermessen des jeweiligen Dienstherrn bleibt. Das
gelte auch für die im Gesetzentwurf vorgesehene Ausweitung auf Freiwilligen-
dienste.

Die vorgesehene Änderung folgt einer Gleichbehandlung zu den bereits normier-
ten Tatbeständen. Der Bundes- bzw. Jugendfreiwilligendienst muss zu einer tat -
sächlichen Verzögerung im beruflichen Werdegang geführt haben; über die An-
rechnung auf die Probezeit ist nach pflichtgemäßem Ermessen zu entscheiden. 

Zu Nummer 8 (§ 36)

Zu Buchstabe b (§ 36 Absatz 3a – neu –)

Der BBW, der DGB, der BDK sowie Städtetag und Landkreistag begrüßen für die
Beamtinnen und Beamten des Einsatzdienstes der Feuerwehr die Rückführung
der Sonderaltersgrenze für den Eintritt in den Ruhestand kraft Gesetzes auf den
Rechtsstand vor der Dienstrechtsreform. 

Der DGB fordert, die Sonderaltersgrenze in § 36 Absatz 3a auf alle Beamtinnen
und Beamte des Feuerwehrdienstes auszudehnen. Begründet wird dies insbeson-
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dere mit den Belastungen von Kreisbrandmeisterinnen und Kreisbrandmeistern
sowie von Beamtinnen und Beamten im Leitstellendienst von Integrierten Leit-
stellen. 

Die Landesregierung sieht hierfür keine Rechtfertigung. Die Gründe für die Wie-
dereinführung der Sonderaltersgrenze des vollendeten 60. Lebensjahres nur für
Beamtinnen und Beamte des Einsatzdienstes der Feuerwehr sind in der Begrün-
dung (Teil A Nummer 2.2) ausführlich dargelegt. Die maßgebenden besonderen
Belastungen werden ausschließlich durch die Verwendung im Einsatzdienst ver-
ursacht. Die besondere Altersgrenze kann daher nur für Beamtinnen und Beamte
der Feuerwehr gelten, die tatsächlich Einsatzdienst und diesen in einem Umfang
leisten, der eine vorgezogene Zurruhesetzung rechtfertigt. Dies kann nur anhand
objektiver Tatbestandsmerkmale auf der Grundlage der konkret obliegenden
Dienstaufgaben vom jeweiligen Dienstherrn beurteilt werden. Dies gilt auch für
Kreisbrandmeisterinnen und Kreisbrandmeister sowie Beamtinnen und Beamte
im Leitstellendienst von Integrierten Leitstellen. Eine pauschalierte gesetzliche
Regelung, die die Sonderaltersgrenze allein an die statusrechtliche Zugehörigkeit
zu einer Laufbahn des feuerwehrtechnischen Dienstes unabhängig von Art und
Umfang des geleisteten Einsatzdienstes knüpft, scheidet daher aus.

Der BBW und der BDK sprechen sich angesichts der Absenkung der Sonderal-
tersgrenze für Feuerwehrleute im Einsatzdienst zudem für eine Überprüfung der
Belastungssituation der Beamtinnen und Beamten des Polizeivollzugsdienstes,
der BBW auch des Vollzugsdienstes und des Werkdienstes im Justizvollzug und
gegebenenfalls für eine analoge Rückführung wie im Einsatzdienst der Feuerwehr
aus. Der BBW hält es außerdem nicht für sachgerecht, aus vermuteten Kosten-
gründen bei der Rückführung von Sonderaltersgrenzen unterschiedliche Maßstäbe
anzulegen. Auch der DGB hätte die Rückführung der Sonderaltersgrenze für alle
Vollzugsdienste begrüßt. 

Die Landesregierung hat die Überprüfung der Einsatz- und Sonderbelastungen
nicht ausschließlich auf den Einsatzdienst der Feuerwehr bezogen, sondern eine
abwägende Betrachtung mit dem Polizeivollzugsdienst vorgenommen; die Lauf-
bahnen im Justizvollzug sind eher dem Polizeivollzugsdienst als dem Feuerwehr -
einsatzdienst vergleichbar. Diese Überprüfung bestätigte Belastungssituationen,
welche die geltenden Regelungen über Sonderaltersgrenzen für Beamtinnen und
Beamte des Polizeivollzugsdienstes und der Justizvollzugslaufbahnen bestätigen,
weshalb der Gesetzentwurf hierzu keine andere Regelung enthält. Freilich weist
der Einsatzdienst der Feuerwehr gegenüber diesen anderen Diensten die in der
Begründung (Teil A Nummer 2.2) im Näheren dargestellten markanten Unter-
schiede auf, insbesondere bezüglich hoher Dauerbelastungen während der gesam-
ten Berufslaufbahn, ausgeprägter Beanspruchungen und Anforderungen selbst
noch in höherem Lebensalter oder fehlender anderer Verwendungsmöglichkeiten,
die auf andere Dienste jedenfalls nicht generell in derselben Weise zutreffen.
Gleiches gilt für abfedernde Maßnahmen, die zur Anhebung der Sonderalters-
grenzen eingeführt wurden (zum Beispiel Zusatzurlaubstage, Zulage für lage -
orientierten Dienst, Gesundheitsmanagement in der Landesverwaltung), im Feu-
erwehreinsatzdienst aber, wenn überhaupt, nur begrenzt entlastende Wirkungen
gezeigt haben. Haushaltsgesichtspunkte haben für die Beurteilung der unter-
schiedlichen Belas tungssituationen nicht die ausschlaggebende Rolle gespielt.
Die Landesregierung sieht aufgrund der Gesamtbetrachtung aller Vollzugsdienste
und deren typischen Belastungssituationen keine Veranlassung, die Sonderalters-
grenze in anderen Fällen als im Feuerwehreinsatzdienst wieder abzusenken und
sei es nur durch wei tere differenzierende Voraussetzungen für den Ruhestands -
eintritt, etwa nach der Dauer der Dienstzeit in bestimmten Verwendungen.

Zu Nummer 9 (§ 39)

Der DGB lehnt die Möglichkeit der freiwilligen Weiterarbeit bis zur Vollendung
des 70. Lebensjahres ab und hinterfragt die Verlängerungsmöglichkeit bis zum
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65. oder 63. Lebensjahr für Beamtinnen und Beamte mit Sonderaltersgrenzen.
Auch der BBW lehnt die vorgesehene Möglichkeit der freiwilligen Weiterarbeit
über die allgemeine Regelaltersgrenze hinaus bis zur Vollendung des 70. Lebens-
jahres, wenn die weitere Hinausschiebung des Eintritts in den Ruhestand im
dienstlichen Interesse liegt, entschieden ab. 

Die ARGE-HPR und der HPR GHWRGS sehen die Erhöhung der Lebensarbeits-
zeit gleichfalls kritisch. Begrüßt wird von ihnen dagegen die Beschränkung der
Verlängerung auf jeweils ein Jahr und die Bewilligungsvoraussetzung, dass die
Hinausschiebung im dienstlichen Interesse liegen muss.

Die Gründe, welche die Landesregierung bewogen haben, die freiwillige Weiter-
arbeit auszudehnen und vom Vorliegen eines dienstlichen Interesses abhängig zu
machen, sieht sie durch die dagegen vorgebrachten Argumente nicht in Frage ge-
stellt. Die seit dem Inkrafttreten der Dienstrechtsreform beobachtete Entwicklung
im öffentlichen Dienst bedarf einer Anpassung der rechtlichen Möglichkeiten, 
ohne dass dadurch die Offensive für freiwillige Weiterarbeit aufgegeben oder
Chancen für Nachwuchskräfte abgeschnitten werden.

Daneben fordert der DGB die Streichung des Zuschlags nach § 73 LBesGBW.
Dessen zwingende Beibehaltung fordern hingegen die ARGE-HPR sowie der
HPR GHWRGS.

Die Landesregierung hat die Rahmenbedingungen für die freiwillige Weiterarbeit
insgesamt geprüft und ist der Auffassung, dass der Zuschlag in der gegenwärtigen
Form beizubehalten ist. Die Forderung des DGB ist daher nicht zu berücksichti-
gen.

Der BDK sieht angesichts des dem Einsatzdienst der Feuerwehr vergleichbaren
Belastungsniveaus und der zunehmend steigenden Anforderungen an die Dienst -
ausübung ein optionales Hinausschieben des Ruhestandes für Polizeivollzugsbe-
amtinnen und -beamte bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres als nicht sachge-
recht an. Er habe Sorge, dass dies zu Lasten der Einsatzfähigkeit gehen werde.
Der BDK spricht sich daher für die Beibehaltung der Hinausschiebung des Ruhe-
stands nur bis zum 63. Lebensjahr aus, wie dies für den Einsatzdienst der Feuer-
wehr vorgesehen sei.

Die Landesregierung hält die Möglichkeit der Hinausschiebung des Eintritts in
den Ruhestand bis zum 65. Lebensjahr im Polizeivollzugsdienst weiterhin für
sachlich begründet, auch im Hinblick auf die anderslautende Bestimmung für den
Feuerwehreinsatzdienst, in dem andersartige Belastungen bestehen. Während 
bei der Feuerwehr ausgehend vom künftig regulären Ruhestandseintrittsalter mit
60 Jahren die Möglichkeit bestehen soll, bei Vorliegen eines dienstlichen Interes-
ses individuell den Ruhestand um bis zu drei Jahre hinauszuschieben, soll dies
auch im Polizeivollzugsdienst nicht nur um ein Jahr, sondern ebenfalls um drei
Jahre ermöglicht werden, also von der Vollendung des 62. bis zur Vollendung des
65. Lebensjahres. Damit die vom BDK gesehenen nachteiligen Auswirkungen
hinsichtlich der Einsatzfähigkeit nicht eintreten, soll die Hinausschiebung, wie im
Übrigen bei allen anderen Beamtinnen und Beamten, davon abhängig gemacht
werden, dass im jeweiligen Einzelfall die Hinausschiebung des Ruhestandsein-
tritts im dienstlichen Interesse liegen muss und jahresweise erfolgen soll.

Der Verein der Richter und Staatsanwälte in Baden-Württemberg e. V. wendet
sich gegen die Einbeziehung von Staatsanwälten in die Regelungen über die frei-
willige Weiterarbeit bis zur Vollendung des 70. Lebensjahres und fordert eine
Gleichstellung mit den Richtern. Gefordert werde eine einheitliche Verlänge-
rungsmöglichkeit, begrenzt bis zur Vollendung des 68. Lebensjahres ohne die
Einschränkung durch ein dienstliches Interesse. Erreicht werden könne dies zum
Beispiel durch die Erweiterung des Geltungsbereichs von § 6 LRiStAG auch auf
Staatsanwälte. 

Diesem Anliegen ist im Gesetzentwurf Rechnung getragen worden.
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Der Verein der Verwaltungsrichterinnen und Verwaltungsrichter Baden-Würt-
temberg begrüßt, dass der Entwurf nicht die Möglichkeit vorsieht, dass Richterin-
nen und Richter freiwillig bis zur Vollendung des 70. Lebensjahres weiterarbeiten
dürfen. 

Der Gemeindetag fordert, dass es in § 39 bei einer Kann-Regelung bleibt. Denn
bei der weiteren Hinausschiebung der Altersgrenze komme es entscheidend dar-
auf an, dass dienstliche Interessen angemessen berücksichtigt werden könnten.

Der Landkreistag bewertet die freiwillige Weiterarbeit über die allgemeine Regel-
altersgrenze bis zur Vollendung des 70. Lebensjahres unter Berücksichtigung des
demografischen Wandels positiv, wie auch die Berücksichtigung dienstlicher Be-
lange.

Die ARGE-HPR hält es wegen der Auswirkungen auf die Gesamtbelegschaft und
die Arbeitsorganisation für zwingend notwendig, bei der Hinausschiebung des
Ruhestands eine umfassende Beteiligung der jeweils zuständigen Personalvertre-
tung vorzusehen.

Die Landesregierung hält es für sachgerecht und ausreichend, das geltende Recht
beizubehalten und nicht jegliche Entscheidung über Hinausschiebungsanträge der
Mitbestimmung zu unterstellen. Bisher bestimmt die Personalvertretung mit,
wenn ein Antrag auf Hinausschiebung des Ruhestands abgelehnt werden soll und
die Beamtin oder der Beamte die Personalratsbeteiligung beantragt (§ 75 Absatz 3
Nummer 14 des Landespersonalvertretungsgesetzes). Die Betroffenen ermög -
lichen über die von ihnen veranlasste Mitbestimmung eine sachliche Gegenprü-
fung der Ermessensentscheidung der personalverwaltenden Stelle. Soll hingegen
dem Antrag stattgegeben werden, bleiben die bestehenden Verhältnisse in der
Dienststelle unverändert, auch sind sich Antragstellende und Dienststelle einig,
weshalb nach Auffassung der Landesregierung eine Personalratsbeteiligung nicht
geboten ist.

Zu Nummer 13 (§ 58)

Der DGB lehnt die Einführung einer neuen Nummer 3 in § 58 ab, da zusammen
mit der geplanten Änderung bei der Versorgungsauskunft, die Beamtinnen und
Beamte zur Mitwirkung verpflichte, eine echte Härte entstünde. Der DGB stellt
die Frage, ob versehentlich falsch gelieferte Angaben oder unvollständige Unter-
lagen auch zu den „pflichtwidrig unvollständigen Angaben“ gehören.

Die Ergänzung des Tatbestands von § 58 ist erforderlich, um beispielsweise einen
Beihilfebetrug von Ruhestandsbeamtinnen oder -beamten ahnden zu können. Dies
ist das Ergebnis der durchgeführten Evaluation des Landesdisziplinargesetzes.
Die vom DGB gesehene Härte liegt nicht vor. Maßgeblich ist nach dem Gesetzes-
text, ob Ruhestandsbeamtinnen oder -beamte „schuldhaft“ falsche oder pflicht -
widrig unvollständige Angaben machen. Erfolgt die Falschangabe beispielsweise
im Beihilfeantrag leicht fahrlässig, kann dies beim Disziplinarmaß Berücksichti-
gung finden.

Zu Nummer 14 (§ 69)

Der BBW begrüßt die einheitliche Mindestquote für unterhälftige Teilzeitbe-
schäftigung innerhalb und außerhalb der Elternzeit. Gleichzeitig mahnt der BBW
eine weitere Flexibilisierung der Stellenbewirtschaftung an, damit Stellen ausge-
schöpft werden können.

Der Vorschlag zur Stellenbewirtschaftung kann nicht im Rahmen dieses Gesetz-
gebungsverfahrens weiterverfolgt werden.

Die vorgesehene neue Untergrenze für Teilzeitbeschäftigung von einem Viertel
der regelmäßigen Arbeitszeit in § 69 Absatz 2 wird vom DGB als Schritt in die
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richtige Richtung bezeichnet. Allerdings kritisiert der DGB, dass die vorgesehe-
nen Verbesserungen bezüglich der unterhälftigen Teilzeit nur für Beamtinnen und
Beamte gelten sollen, die mit Pflege betraut sind.

Das Vorbringen des DGB entspricht nicht dem Gesetzentwurf. Der zu ändernde 
§ 69 Absatz 2 erstreckt sich auf alle familiären Gründe einer Teilzeitbeschäfti-
gung.

Gleichzeitig spricht sich der DGB für weitere Flexibilisierungen zum Beispiel
auch in § 69 Absatz 4 aus. Alle Beamtinnen und Beamten sollten nach Auffassung
des DGB unterhälftig arbeiten können.

Die Landesregierung kann diesen Vorschlag im Gesetzentwurf nicht berücksichti-
gen. Unterhälftige Teilzeit stellt eine besondere Ausnahme von den hergebrachten
Grundsätzen des Berufsbeamtentums dar. Aufgrund des Grundsatzes der Haupt-
beruflichkeit kann unterhälftige Teilzeitbeschäftigung nur bei Vorliegen beson -
derer Gründe ermöglicht werden. 

Der Gemeindetag befürwortet eine Vereinheitlichung des Mindestumfangs der
Teilzeitbeschäftigung im Beamtenverhältnis, auch wenn er aus Dienstherrnsicht
die unterhälftige Teilzeitbeschäftigung im Beamtenverhältnis kritisch sehe. Der
Gemeindetag schlägt vor, den Mindestumfang auf ein Drittel der Regelarbeitszeit
festzulegen. Beschäftigungen geringeren Umfangs könnten, wenn von Beamten
und Dienststellen gewünscht, in Form einer Nebentätigkeit ausgeübt werden, die
in solchen Fällen ausnahmsweise auch beim eigenen Dienstherrn möglich sei.
Auch der Landkreistag sieht die Möglichkeit, die Teilzeitbeschäftigung weiter
von 30 Prozent auf 25 Prozent der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit zu re-
duzieren, kritisch.

Die Landesregierung berücksichtigt diesen Vorschlag im Gesetzentwurf nicht. Sie
sieht die Vorteile der Vereinheitlichung bei einem Viertel der regelmäßigen Ar-
beitszeit überwiegen, zumal bei der geringfügigen Absenkung in einigen Fall-
gruppen um nur fünf Prozentpunkte. Zudem ist unterhälftige Teilzeit nicht gene-
rell möglich, sondern wird nur bei Vorliegen besonderer Gründe bewilligt und
liegt – abgesehen von den Fällen einer Pflegezeit – im Ermessen des Dienstvorge-
setzten. Die unterhälftige Teilzeit wurde zudem gerade als Möglichkeit geschaf-
fen, um nicht auf Nebentätigkeiten im Arbeitsverhältnis beim eigenen Dienstherrn
ausweichen zu müssen, sondern im Beamtenverhältnis arbeiten zu können. 

Zu Nummer 16 (§ 74)

Der DGB begrüßt die Übertragung des Pflegeunterstützungsgeldes für Arbeit -
nehmerinnen und Arbeitnehmer in Höhe von 90 Prozent des ausgefallenen Netto-
arbeitsentgelts ins Dienstrecht, so dass Beamtinnen und Beamte an neun von zehn
Arbeitstagen unter Belassung der Bezüge dem Dienst fernbleiben können.

Der BBW, die ARGE-HPR sowie der HPR IM und der HPR GHWRGS fordern
dagegen bei der Übertragung des sogenannten Pflegeunterstützungsgeldes zur
Gleichstellung mit dem Arbeitnehmerbereich eine zehntägige Freistellung unter
Belassung der Dienst- oder Anwärterbezüge. 

Die Landesregierung berücksichtigt diesen Vorschlag im Gesetzentwurf nicht.
Mit der vorgeschlagenen Neuregelung soll die wirkungsgleiche und systemge-
rechte Übertragung des Pflegeunterstützungsgeldes in den Beamtenbereich er-
reicht werden.

Der Gemeindetag hält die bisherige Fassung des § 74 für ausreichend, insbeson -
dere im Hinblick auf Absatz 4 in der Fassung des Entwurfs, der außerordentlich
seltene Einzelfälle regele. Diese könnten von den Dienstvorgesetzten im Rahmen
von § 74 in der bisherigen Fassung oder nach § 29 Absatz 1 Nummer 1 AzUVO
sachgerecht entschieden werden. 
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Die Landesregierung hat sich nach eingehender Prüfung, ob und inwieweit eine
wirkungsgleiche und systemkonforme Übertragung der Neuregelungen des Pfleg-
zeitgesetzes und des Familienpflegezeitgesetzes geboten ist, für die vorgeschla-
genen Neuregelungen ausgesprochen. Die bisherigen Bestimmungen für Beam-
tinnen und Beamte enthalten keine vergleichbaren Möglichkeiten zur Begleitung
schwerstkranker naher Angehöriger in der letzten Lebensphase.

Der Landkreistag hält die wirkungsgleiche Übertragung entsprechender Regelun-
gen bei der Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf von Tarifbeschäftigten
auf Beamtinnen und Beamte für notwendig. Das Recht auf bis zu zehn Arbeits -
tage Fernbleiben vom Dienst nach § 74 Absatz 1, davon neun Arbeitstage unter
Belassung der Bezüge, verursache jedoch unter Umständen erhebliche finanzielle
Belastungen für die öffentlichen Arbeitgeber. Tarifbeschäftigte erhielten in diesen
Fällen einer kurzzeitigen Arbeitsverhinderung Pflegeunterstützungsgeld durch die
Pflegeversicherung des Angehörigen. Zur Abwendung dieser Kosten stelle sich
die Frage, ob diese Personalkosten für Beamte nicht analog dem Pflegeunterstüt-
zungsgeld durch die Pflegeversicherung des pflegebedürftigen nahen Angehöri-
gen gedeckt werden könnten.

Dieser Vorschlag kann nicht berücksichtigt werden. Dem Land kommt keine Ge-
setzgebungskompetenz in Sachen Pflegeversicherung zu, da der Bund insoweit
von seiner konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz nach Artikel 74 Absatz 1
Nummer 12 GG Gebrauch gemacht hat. Bei der Einführung des sogenannten Pfle-
geunterstützungsgeldes durch das Gesetz zur besseren Vereinbarkeit von Familie,
Pflege und Beruf hatte sich der Bundesgesetzgeber entschieden, Beamtinnen und
Beamte nicht in den Geltungsbereich der Regelungen aufzunehmen. Auch ein ent-
sprechendes Vorbringen des Bundesrates wurde abgewiesen. 

Der Landkreistag steht den vorgesehenen Regelungen grundsätzlich positiv ge-
genüber, kritisiert aber auch die Auswirkungen auf die Personalkosten, die Ar-
beitsabläufe und die Qualität der Verwaltung. So sei festzustellen, dass es inzwi-
schen eine Vielzahl von Möglichkeiten für Beamte und Beschäftigte gebe, Son-
derurlaub bzw. Freistellungen zu erhalten. Neben dem Erholungsurlaub würden
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter somit in nicht unerheblichem Umfang dem
Dienstbetrieb fehlen. 

Das Vorbringen des Landkreistages geht über den Rahmen dieses Gesetzgebungs-
verfahrens hinaus und wird daher nicht berücksichtigt. Die Vielfalt der Möglich-
keiten zur Vereinbarung von Familie, Pflege und Beruf entspricht der Vielfalt der
Lebensverhältnisse. Eine Vereinfachung käme einer Verkürzung der bisher gere-
gelten Möglichkeiten gleich und würde der Komplexität nicht gerecht. 

Nach Auffassung des Landkreistages sollte wie bei den Tarifbeschäftigten auch
für die Beamten die Möglichkeit eröffnet werden, über das Bundesamt für Fa -
milie und zivilgesellschaftliche Aufgaben ein monatlich zu zahlendes zinsloses
Darlehen zu beantragen. Die vorgesehene finanzielle Förderung von Pflegezeiten
in Form von Gehaltsvorschüssen könne aus finanzieller und personeller Sicht
nicht gut geheißen werden.

Die Landesregierung kann dem Vorschlag des Landkreistages nicht entsprechen.
Das Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben ist eine Bundes-
behörde; die vom Bund vorfinanzierten Darlehen können nur von den vom Gel-
tungsbereich des Pflegezeitgesetzes erfassten Beschäftigten in Anspruch genom-
men werden. Der Bundesgesetzgeber hat die Beamtinnen und Beamten der Län-
der nicht in den Geltungsbereich einbezogen, da die nicht statusrechtliche Gesetz-
gebungskompetenz über die Rechtsverhältnisse der Beamtinnen und Beamten den
jeweiligen Ländern zusteht. Der Gesetzentwurf zur Änderung des Landesbesol-
dungsgesetzes Baden-Württemberg (Drucksache 15/7417) soll statt dessen eine
Ermächtigungsgrundlage für den Erlass einer Rechtsverordnung zur Gewährung
von Vorschüssen bei Pflegezeiten schaffen, die vom Finanz- und Wirtschaftsmi-
nisterium anschließend zu erlassen sein wird.
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Der Landkreistag sieht es darüber hinaus als erforderlich an, zur Vermeidung von
Unklarheiten in einer Rechtsverordnung die Anrechnung auf die Stufenlaufzeit
für Zeiten der Freistellung bei einer akut auftretenden Pflegesituation und der
Pflegezeit zu regeln.

Die gewünschte Regelung besteht bereits nach § 32 Absatz 2 Nummer 3 LBesGBW.

Zu Artikel 2 (Änderung des Dienstrechtsreformgesetzes – DRG)

Zu Nummer 1

Der BBW lehnt die Änderung von Artikel 62 § 3 Absatz 1 ab, da die bisher be -
stehende Übergangsregelung Teil des Gesamtpaketes der „Offensive für freiwilli-
ge Weiterarbeit“ sei. Bei der Einführung durch das Dienstrechtsreformgesetz sei
man davon ausgegangen, dass durch die freiwillige Verlängerung der Lebensar-
beitszeit Einsparungen möglich sind, die vom damaligen Finanzministerium für
die Jahre 2012 bis 2029 insgesamt mit rd. 185,9 Mio. Euro beziffert worden seien.
Es stelle sich nun die Frage, woraus diese Einsparungen alternativ generiert wer-
den sollten. 

Auch der DGB lehnt die Änderung von Artikel 62 § 3 Absatz 1 ab. Der dienst -
liche Vorbehalt beim Hinausschieben der Altersgrenze mache diese Art der Ar-
beitszeitflexibilisierung zu einer solchen, die im Zweifel nur dem Arbeitgeber
nutzt und auf der Seite der Beschäftigten zu Rechtsunsicherheit führt.

Diese Vorbringen werden im Gesetzentwurf nicht berücksichtigt. Die Landesre-
gierung räumt aufgrund der Erfahrungen seit Inkrafttreten der Dienstrechtsreform
bei der erneuten Abwägung verschiedener Zielsetzungen der freiwilligen Weiter-
arbeit personalwirtschaftlichen Erfordernissen einen anderen Stellenwert ein.
Durch den Vorbehalt des dienstlichen Interesses wird die Organisationshoheit des
Dienstherrn gestärkt. Die Landesregierung gibt durch die moderaten Anpassun-
gen weder die Ziele der Offensive für die freiwillige Weiterarbeit auf, noch wer-
den die Berufschancen für Nachwuchskräfte abgeschnitten. Auch ist davon auszu-
gehen, dass die freiwillige Hinausschiebung der Altersgrenze für die Beamtinnen
und Beamten weiterhin attraktiv ist.

Ausdrücklich begrüßt wird die Rückkehr zur alten Regelung – „wenn dies im
dienstlichen Interesse liegt“ – von der ARGE-HPR und dem HPR GHWRGS so-
wie vom Gemeindetag.

Für den Fall, dass an den vorgesehenen Änderungen festgehalten werde, hält der
BBW aber die vorgesehenen Übergangsregelungen in Artikel 62 § 3 Absatz 1 für
zu kurz, beispielsweise im Bereich des Polizeivollzugsdienstes. Der BBW fordert
hier eine Verlängerung. Auch der BDK erkennt hinsichtlich der geplanten Über-
gangsfrist zu den Neuregelungen für ein freiwilliges Hinausschieben des Ruhe-
standes eine Schlechterstellung der Beamtinnen und Beamten des Polizeivoll-
zugsdienstes gegenüber anderen Beamtinnen und Beamten. Die Differenz aus den
gesetzlichen Altersgrenzen von fünf Jahren müsse auch bei den Stichtagen der
Übergangsfristen berücksichtigt werden.

Diese Vorbringen sind im Gesetzentwurf berücksichtigt worden. 

Zu Artikel 6 (Änderung der Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung – AzUVO)

Zu Nummer 2 (§ 22) 

BBW und DGB sind mit der im Zusammenhang mit der Festsetzung der Son-
deraltersgrenze für Beamtinnen und Beamte des Einsatzdienstes der Feuerwehr
zur Wiederherstellung des alten Rechtszustandes vorgenommenen Rücknahme
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von zwei Tagen Zusatzurlaub einverstanden. Auch der Städtetag äußert diesbe-
züglich keine Änderungswünsche.

Zu Nummer 4 (§ 29)

Der BBW begrüßt die systemgerechte Anpassung der Sonderurlaubsregelungen
zur Betreuung erkrankter Kinder, fordert aber entsprechend den Regelungen bei
der Pflege eine zehntägige Freistellung unter Belassung der Bezüge.

Die Forderung findet im Gesetzentwurf keine Berücksichtigung, da mit der vor-
liegenden Neuregelung entsprechende Ansprüche auf Kinderkrankengeld (90 Pro-
zent des Nettoentgelts an zehn Arbeitstagen) von Tarifbeschäftigten, die Mitglied
der gesetzlichen Krankenversicherung sind, wirkungsgleich und systemgerecht in
Form von Sonderurlaubstagen (neun Arbeitstage bei 100 Prozent Bezüge) für Be-
amtinnen und Beamte umgesetzt werden.

Der Landkreistag führt an, dass die Angleichung der Sonderurlaubstage zur Be-
aufsichtigung, Betreuung oder Pflege erkrankter Kinder ebenfalls im Sinne der
Gleichbehandlung mit den Tarifbeschäftigten zu sehen sei. Gleichwohl belaste
auch diese Maßnahme den Personaletat, da anders als bei den Tarifbeschäftigten,
die das Kinderkrankengeld von der Krankenkasse bekommen und deren Vergü-
tung entsprechend gekürzt wird, bei Beamten die Bezüge weiter gewährt werden.

Die Landesregierung sieht in der unterschiedlichen Leistungsträgerschaft kein
Hindernis, Beamtinnen und Beamte in derselben Lebenssituation weitgehend mit
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern gleichzustellen, zumal Land und Kom-
munen für ihre Tarifbeschäftigten über den Arbeitgeberanteil an der gesetz lichen
Krankenversicherung auch für mögliche Kinderkrankengeldzahlungen als Sozial-
versicherungsleistung finanziell beteiligt sind. 

Zu Artikel 10 (Inkrafttreten)

Der BBW kritisiert, dass auch Artikel 1 Nummer 16 erst am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft treten soll. Damit würden Beamte, die seit 1. Januar 2015 eine
diesbezügliche Dienstbefreiung unter Wegfall der Dienstbezüge in Anspruch ge-
nommen haben, erheblich schlechter gestellt als Arbeitnehmer außerhalb und in-
nerhalb des öffentlichen Dienstes im Land Baden-Württemberg. 

Dem Anliegen wird im vorliegenden Gesetzentwurf nicht nachgekommen. Eine
völlige Gleichstellung der Rechte von Beamtinnen und Beamten sowie Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern ist bereits aufgrund der unterschiedlichen Rechts -
verhältnisse weder geboten noch möglich, insbesondere was das Inkrafttreten von
gesetzlichen Regelungen verschiedener Gesetzgeber (Bund und Länder) anbe-
langt. Ein rückwirkendes Inkrafttreten würde außerdem erhebliche personalwirt-
schaftliche Aufwände nach sich ziehen. Daher sollen die Regelungen wie vorge-
sehen am Tag nach der Verkündung in Kraft treten. 

Anlage: Stellungnahmen der Verbände, Personalvertretungen, Interessenvertre-
tungen und anderer
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